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Diese Verfügung richtet sich an Beschäftigte, die mit der Einkommens-
besteuerung von Land- und Forstwirten befasst sind.  
 
Die Verfügung regelt die gleichmäßige Bearbeitung der bisher geltend 
gemachten Teilwertabschreibungen bei den Zuckerrübenlieferrechten 
und die Folgerungen aus dem BFH-Urteil vom 16.10.2008 zur Ab-
schreibbarkeit von Zuckerrübenlieferrechten. Hierbei geht es um folgen-
de Fragen:  
 
a) Sind die Zuckerrübenlieferrechte ein eigenständiges WG? 

b) Sind die in den letzten 50 Jahren von der SZVG erhaltenen Liefer-

rechte aktivierbar? 
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c) Ist der Kaufpreis für die Lieferrechte (Mehrpreis), der aus sekundä-

rem Erwerb durch Kauf von anderen Landwirten stammt, getrennt 

oder zusammengefasst mit den originär von der SZVG erhaltenen 

Lieferrechten zu bilanzieren? 

d) Ist eine Teilwertabschreibung  - und ggf. ab wann - vorzunehmen? 

e) Sind die Zuckerrübenlieferrechte abnutzbar (abschreibbar)? 

 
Um für die Produktion des Zuckers die Anlieferung von Zuckerrüben in 
dem erforderlichen Umfang frühzeitig sicherstellen zu können, werden in 
der Praxis häufig zwischen Zuckerherstellern und Zuckerrübenanbauern 
privatrechtliche Vereinbarungen in Gestalt von Rübenlieferverträgen 
abgeschlossen. Mit dem Vertragsabschluss geht der Zuckerrübenan-
bauer zwar einerseits eine Lieferverpflichtung ein, er dient ihm anderer-
seits aber auch als Abnahmegarantie. Soweit die Zuckerhersteller nicht 
selbst Kürzungen ihres von der EG zugewiesenen Kontingents (Zucker-
quote) hinnehmen müssen, verändert sich das Lieferrecht des Zucker-
rübenanbauers nicht. Die meist einjährigen Verträge wurden bislang von 
beiden Vertragsparteien mit Ablauf der Frist regelmäßig um ein weiteres 
Jahr verlängert. Die Zuckerrübenlieferrechte können an den Aktienbesitz 
oder an den Grund und Boden geknüpft sein. 
 
In Süddeutschland sind die Zuckerrübenlieferrechte verknüpft mit einer 
Beteiligung an der Süddeutschen Zuckerrüben-Verwertungs-
Genossenschaft eG - SZVG -. Die SZVG ist eine Art bäuerliche Holding-
Gesellschaft auf genossenschaftlicher Basis. Sie hält treuhänderisch 
oder in Eigenbesitz den Aktienbesitz der süddeutschen Rübenanbauer 
an der Südzucker AG mit einer Mehrheitsbeteiligung von 55 % des ge-
zeichneten Kapitals (63 % der Stimmrechte). Die Mitglieder der SZVG 
sind die acht Landesverbände der Zuckerrübenanbauer  sowie genos-
senschaftliche Warenzentralen (BayWa, WLZ, ZG, RHG) und die DG 
Bank (vgl. Anlage 1). Die Rübenanbauer (ca. 60.000, Stand 1995; 
20.000 Stand 2008) sind durch die Lieferverträge zwangsweise Mitglie-
der ihrer Landesverbände. Durch ihre Mitgliedschaft in den jeweiligen 
Regionalverbänden bestimmen sie sowohl als einzelne als auch - über 
die jeweiligen Mehrheitsverhältnisse als Gruppe - im Verband Süddeut-
scher Rübenanbauer und in der SZVG die Willensbildung. Weitergehen-
de Informationen können unter www.vsz.de oder www.szvg.de abgeru-
fen werden. 
 
Die unterschiedlichen Zeichnungen und Lieferrechte der Landwirte bei 
der SZVG können den Anlagen 1 und 2 entnommen werden.  
In Veröffentlichungen der SZVG wird folgendes ausgeführt: 
„Mit den finanziellen Beteiligungen der Landwirte, die in Form von Zeichnungen 
als Südzucker-Anteilscheine und Schuldanerkenntnis-Urkunden verbrieft sind, 
wurden Lieferrechte untrennbar verbunden. Mit diesen erhielt jeder Inhaber das 
Recht, eine bestimmte Rübenmenge jährlich zu den Preisen und Bedingungen, 
die zwischen dem Verband Süddeutscher Zuckerrübenanbauer mit seinen Lan-
desverbänden und der Südzucker AG ausgehandelt werden, zu liefern. Durch 
Verträge zwischen Südzucker AG und der SZVG einerseits und Rübenanbauer 
und SZVG andererseits ist die Zuckerfabrikgesellschaft zur Abnahme der mit 
Lieferrechten abgedeckten Rübenmenge schuldrechtlich verpflichtet. Somit 
stellen die Zeichnungen und die mit ihnen verbundenen Lieferrechte das zentra-
le Instrument dar, mit der die SZVG zur Sicherung des Rübenanbaus für den 
einzelnen landwirtschaftlichen Betrieb beiträgt. 

Derzeitige Praxis beim 
Erwerb und der Über-
tragung von Lieferrech-
ten 

Zuckerrübenlieferrecht 
- Begriffserläuterung - 
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Der Aktienbesitz der süddeutschen Rübenanbauer an der Südzucker AG wird 
von der SZVG in zwei Besitzformen, dem Treuhandbesitz und dem Eigenbesitz 
der SZVG verwaltet. Bei den Lieferrechten der Gattung A, B, W und Z befinden 
sich die Aktien im Treuhandvermögen der SZVG. Die Dividende aus diesen 
Wertpapieren steht den Landwirten als wirtschaftlichen Eigentümern der Anteile 
unmittelbar zu. Alle anderen Rechte aus dem Treuhandbesitz , insbesondere 
die Stimmrechte aus den Aktien stehen den Landwirten gemeinschaftlich zu. 
Nur die SZVG kann als Treuhänderin der Anteilsinhaber das Stimmrecht im 
Interesse der Gesamtheit ausüben.  
Rund ein Drittel des Aktienbesitzes der Rübenanbauer befindet sich im Eigen-
besitz der SZVG, deren Anlagevermögen im wesentlichen mit Darlehen der 
Landwirte finanziert ist. Für diese zur Verfügung gestellten Darlehensbeträge 
hat die SZVG ebenfalls Zeichnungen, sog. Schuldanerkenntnis-Urkunden, aus-
gegeben, von denen heute fünf verschiedene Varianten existieren: 1. Franken-
Darlehen 1977 (= Lieferrecht O), 2. Franken-Darlehen 1982 (= Lieferrecht F), 3. 
Südzucker-Darlehen 1993 (= kein Lieferrecht), 4. und 5. Südzucker-Darlehen M 
und E (= Lieferrecht M und E). Hier bekommen die Kapitalgeber die Dividende 
aus den Südzucker-Anteilen in Form der Verzinsung ihrer Darlehen.  
 
Jährlich führen die aktiven Rübenanbauer einen Betrag von derzeit 0,80 EUR/t 
reine Rüben bei der Südzucker AG in ein gemeinschaftliches Fondsvermögen 
ab. Diese „Absicherungs- und Rücklagenmittel (A+R-Mittel)“ verwaltet die SZVG 
treuhänderisch. Sie dienen zum Erwerb von Beteiligungen an Unternehmen der 
Zuckerwirtschaft und in verwandten Wirtschaftsbereichen sowie zur Absiche-
rung dieser Beteiligungen und damit der landwirtschaftlichen Mehrheit an der 
Südzucker AG. Bei Kapitalerhöhungen der Südzucker AG verwendet die SZVG 
die A+R-Mittel des einzelnen Anbauers, um die auf seine Anteile A, B/W und Z 
entfallenden Jungaktien zu beziehen. Die jungen Aktien, die aus dem mit Fran-
ken- und Südzucker-Darlehen finanzierten Eigenbesitz entspringen, werden 
ebenfalls mit Hilfe der A+R-Mittel angeschafft. Dabei werden entsprechende 
Beträge in neue Darlehen - wie 1993 geschehen - umgewandelt.“ 
 
Die Zuckermarktordnung in ihrer bis 2005/06 gültigen Form stammte aus 
dem Jahr 1981 und wurde seither immer wieder verlängert. Eine Fort-
setzung der bisherigen Marktordnung für Zucker war vor dem Hinter-
grund der Absenkung der Agrarpreise auf Weltmarktniveau bei den an-
deren Agrarprodukten und der Liberalisierung der Weltagrarmärkte sehr 
umstritten. Im November 2005 einigte sich der Ministerrat der EU auf der 
Basis des Legislativvorschlages auf die Reform der Marktordnung. End-
gültig wurde sie im Februar 2006 vom EU-Agrarrat beschlossen. Die 
neue Verordnung (EG)Nr. 318/2006 des Rates vom 20.02.2006 über die 
gemeinsame Marktordung für Zucker (ABl. L 57/1) gilt ab dem Wirt-
schaftsjahr 2006/07 und umfasst die Eckpunkte, Senkung der Rüben- 
und Zuckerpreise, Reduzierung der Erzeugung im Rahmen eines Struk-
turfonds und den teilweisen Ausgleich der Einkommensverluste für die 
Zuckerrübenanbauer. Zu Regelungen der neuen Zuckermarktordnung 
im einzelnen vgl. www.lfl.bayern.de unter Ernährungswirtschaft und Markt / 
Agrarmarktpolitik/ Agrarmärkte 2008 / Themenbereich Zucker / Gesamtkapitel 
Zucker Seite 11 ff. oder im Überblick unter Agrarmarktpolitik / Der Zucker-
markt / Reform der Zuckermarktordnung. 
Ein wesentliches Element der Reform ist die Senkung des Mindestprei-
ses für Zuckerrüben in vier Schritten im Rahmen der Quotenregelung 
um 39,7 %. Zum Ausgleich für diese Preissenkungen erhalten die Zu-
ckerrüben anbauenden Landwirte trotz der Fortgeltung der Zucker-
marktordnung auf dem Zuckermarkt Ausgleichsleistungen, die als zu-
sätzliche betriebsindividuelle Beiträge (BIB) in die Betriebsprämienrege-
lung einbezogen worden sind. Dies ist durch Zuteilung eines betriebsin-
dividuellen Zuckerbetrags geschehen, der durch die am 15.05.2006 vor-
handenen Zahlungsansprüche des Betriebs geteilt worden ist und als 
zusätzliche BIB die Zahlungsansprüche des Betriebs erhöht hat (vgl. 

Reform der Zucker-
marktordnung 
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§ 5a Abs. 3 Betriebsprämiendurchführungsgesetz -BetrPrämDurchfG - 
i.V.m. § 2 BetrPrämDurchfGZuckV). Weitere Erhöhungen erfolgten in 
den Jahren 2007 - 2009 (vgl. § 5 Abs. 4a G i.V.m. § 3 VO). Dieser Aus-
gleich entspricht einem Betrag von 64,2 % der Preissenkung in der End-
stufe. Umgerechnet erhielten die Landwirte pro dt Zuckerrüben in etwa 
folgende Zahlungsansprüche: 2006 0,62 EUR, 2007 0,82 EUR, 2008 
1,01 EUR und ab 2009 1,12 EUR. Zur steuerlichen Behandlung der Zah-
lungsansprüche vgl. BMFS vom 25.06.2008 = ESt-Kartei § 13 Karte 2.10 
Tz. 18 ff.. Zur Abfragemöglichkeit der Gesamt-BIB voraussichtlich ab 
August 2009 vgl. BayLfSt-Vfg. vom 19.01.2009 S 2143.2.1-2/3 St 33 und 
ESt-Kartei § 13 Karte 2.10.1. 
 
Im Rahmen der Reform der Zuckermarktordnung wurde auch die Bil-
dung eines Restrukturierungsfonds beschlossen, mit dem Zucker freiwil-
lig aus der Produktion genommen werden soll (vgl. hierzu im einzelnen 
www.lfl.bayern.de unter Agrarmarktpolitik / Der Zuckermarkt / EU-
Umstrukturierungsfonds für Zucker). Im Oktober 2007 erhielten alle aktiven 
Rübenanbauer von der SZVG ein Angebot zur freiwilligen Rückgabe von 
Vertragsrüben (vgl. Anlage 6). In diesem Angebot sind auch die Gutha-
ben für die bestehenden Lieferrechte bei der SZVG ausgewiesen. Im 
sog. dritten Schritt der Umstrukturierung wurde die Quotenzuckermen-
ge/Vertragsrübenmenge um 7,9 % auf 92,1 % gekürzt. Derzeit nimmt 
Südzucker Vertragsrüben i.H. von 95 % des Lieferrechts an. 
 
Die Quotenregelung läuft mit Ablauf des EU-Haushaltsjahrs 2014/15 aus 
(vgl. Art. 46 EG-VO 318/06). Die maßgebliche EG-Verordnung enthält 
auch keine Aussage zur Neuregelung einer Reglementierung der euro-
päischen Zuckerproduktion für spätere Zeiträume. Angesichts dieser 
Umstände scheint, auch nach Aussagen des BMELV, eine Verlängerung 
der Zuckermarktordnung unwahrscheinlich. 
 
Die Bilanzierungspraxis ist unterschiedlich. In den Steuerbilanzen sind 
die WG in einem oder in mehreren Bilanzposten enthalten. Es werden 
einerseits alle WG in der Bilanzposition Beteiligung zusammengefasst 
oder andererseits die Zeichnungen als Beteiligungen, die Franken-
Darlehen als sonstige Forderungen und der bezahlte Mehrpreis beim 
sekundären Erwerb von Zeichnungen und Lieferrechten von anderen 
Landwirten als Lieferrechte bilanziert. 
 
In einem Verfahren vor dem FG Baden-Württemberg (Urteil vom 
13.10.2005; vgl. Anlage 3) war die Veräußerung von Zuckerrübenliefer-
rechten streitgegenständlich. Der Kläger hatte Beteiligungen (Typ A und 
B) und Franken-Darlehen (Typ O) veräußert. Das FG hat im zweiten 
Rechtsgang ein Sachverständigengutachten zu der Frage eingeholt, 
wann sich die Zuckerrübenlieferrechte zu selbständigen WG verfestigt 
haben und ab wann sich ein nennenswerter Markt dafür gebildet hatte. 
Der Sachverständige hat im Gutachten und in der mündlichen Verhand-
lung vorgetragen, dass seit dem Jahr 1956 ein Markt für Zuckerrübenlie-
ferrechte existiert habe und die mit den Zeichnungen (Aktienanteile) 
verbundenen Lieferrechte sich seither zu einem selbständigen WG ver-
festigt hätten. Das FG führt im Urteil aus, dass die mit den Aktienantei-
len verbundenen Lieferrechte ein selbständiges immaterielles WG dar-
stellen und dass Aktienanteil und Lieferrecht untrennbar miteinander 
verbunden waren und daher ein bezahlter Kaufpreis beide WG betraf. 
Die Erwerber waren vor allem an den Lieferrechten und nicht an den 
Aktienanteilen interessiert, an denen sie noch nicht einmal bürgerlich-
rechtliches Eigentum erwerben konnten und ihnen demzufolge auch 

Bisherige Bilanzie-
rungspraxis der Zeich-
nungen und Lieferrech-
te 

Rechtsprechung zum 
süddeutschen Zucker-
rübenlieferungsrecht 
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keine Stimmrechte zustanden. Nach weiter ausgeführten Überlegungen 
kam das FG zu dem Schluss, dass bei Beachtung der im Steuerrecht 
vorherrschenden wirtschaftlichen Betrachtungsweise der Erwerber mit 
dem Gesamtkaufpreis vor allem ein für ihn bedeutsames WG „Liefer-
recht“ bezahlte. Für das FG war die fehlende Bilanzierung von Zucker-
rübenlieferrechten bei den Erwerbern unerheblich. Nach Auffassung des 
FG hätte ein erheblicher Teilbetrag des Buchwerts der Aktienanteile auf 
ein immaterielles Wirtschaftsgut Zuckerrübenlieferrecht bezogen werden 
müssen.  
 
Eine gegen das FG-Urteil gerichtete Nichtzulassungsbeschwerde hat 
der BFH mit Beschluss vom 31.01.2007 IV B 140/05 (vgl. Anlage 4) als 
unbegründet zurückgewiesen. Der BFH führt u.a. aus, dass das FG zu 
der Überzeugung gelangt sei, dass der Gesamtkaufpreis vor allem für 
das Lieferrecht aufgewandt worden ist. Diese Schlussfolgerung, die 
auch durch die weiteren Ausführungen in dem Gutachten bestätigt wird, 
ist jedenfalls möglich und daher einer weiteren Überprüfung durch den 
BFH entzogen. 
 
Das Zuckerrübenlieferrecht wird derzeit als selbständiges, vom Grund 
und Boden losgelöstes immaterielles Wirtschaftsgut behandelt. In Süd-
deutschland sind die Lieferrechte nicht an die Ackerflächen des land-
wirtschaftlichen Betriebs gebunden, sondern aktienbezogen. Sie wurden 
bisher als nicht abnutzbar behandelt. 
 
Die von der SZVG für die Zeichnungen (Anteile und Darlehen) erhalte-
nen Lieferrechte sowie die Lieferrechte, die für einen Mehrpreis (neben 
der Übertragung des Guthabens bei der SZVG) von anderen Landwirten 
erworben wurden, sind als ein einheitliches Wirtschaftsgut zu behan-
deln.  
 
Die in der Gesamtbestätigung der SZVG über Zeichnungen und Liefer-
rechte (vgl. z.B. Anlage 5) enthalten Zeichnungen sind wie folgt zu bi-
lanzieren: 
 
Verband  Verband bayer. Zucker-

rübenanbauer e.V. 
Verband Fränkischer 
Zuckerrübenbauer e.V. 

 
Gattung 

 
Liefer- 
Recht 
(LR) 

 
Menge 
in 
dt 

 
Bilanzposition 

 
Menge 
in 
dt 

 
Bilanzposition 

Südzucker-
Anteile A 

A 150 Beteiligung 
und Lieferrecht 

- - 

Südzucker-
Anteile B 

B 7,5 Beteiligung 
und Lieferrecht 

ohne LR Beteiligung 

Franken-
Darlehen 
I/1977 

O 13,3 Sonstige Aus-
leihung und 
Lieferrecht 

- - 

Franken-
Darlehen 
II/1982 

F ohne LR Sonstige Aus-
leihung 

10 Sonstige Aus-
leihung und 
Lieferrecht 

Südzucker-
Darlehen Q 

Q 1 Sonstige Aus-
leihung und 
Lieferrecht 

- - 

Südzucker-
Darlehen M 

M 1 Sonstige Aus-
leihung und 
Lieferrecht 

1 Sonstige Aus-
leihung und 
Lieferrecht 

Steuerliche Behand-
lung der Zeichnungen 
und Lieferrechte 
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Südzucker-
Darlehen oh-
ne LR 

- ohne LR Sonstige Aus-
leihung 

ohne LR Sonstige Aus-
leihung 

A+R-Mittel - - Forderung - Forderung 

Restrübengeld - - Forderung - Forderung 

Südzucker-
Darlehen E 

 1 Sonstige Aus-
leihung und 
Lieferrecht 

1 Sonstige Aus-
leihung und 
Lieferrecht 

 
Aus dem Grundsatz der Einzelbewertung heraus wären die originär bei 
der SZVG und sekundär von Landwirten erworbenen Anschaffungsge-
schäfte der letzten 50 Jahre mit den vorzunehmenden Kaufpreisauftei-
lungen nach zu entwickeln. Für die Überprüfung einer beantragten Teil-
wertabschreibung kann diese Aufteilung der bisherigen Bilanzposten für 
Zeichnungen und Lieferrechte entsprechend den Grundsätzen im Urteil 
des FG Baden-Württemberg auf Aktienanteile bzw. Darlehen und Liefer-
rechte dahingestellt bleiben (vgl. Schlagwort Teilwertabschreibung - 
Nichtbeanstandungsgrenze -). Entsprechendes gilt für die Abschreibung 
(vgl. Schlagwort Neue Rechtslage Bewertung). 
 
Der bei einem sekundären Erwerb an andere Landwirte gezahlte Mehr-
preis (neben den Guthaben bei der SZVG) ist ausschließlich bei der 
Bilanzposition Lieferrechte zu bilanzieren. 
 
Bei Aufwendungen in Zusammenhang mit dem Bilanzposten Beteiligung 
sind die Rechtsfolgen des § 3c Abs. 2 EStG zu beachten. 
 
 
 
 
Sowohl in Fällen mit Gewinnermittlung nach §§ 4 Abs. 1 oder 5 EStG als 
auch in Fällen mit Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG ist es aus 
Vertrauensschutzgründen nicht zu beanstanden, wenn in Wj. bis ein-
schließlich 2007/08 (2008) die bisherige Behandlung des Zuckerrüben-
lieferrechts als nicht abnutzbares Wirtschaftsgut beibehalten wird. 
 
Die vorliegenden Anträge auf Teilwertabschreibung können, soweit der 
Stpfl. nicht die Abschreibung nach dem Schlagwort „Neue Rechtslage“ 
beantragt, wie folgt bearbeitet werden: 
 
Die Preissenkungen auf dem Zuckermarkt aufgrund der Reform der Zu-
ckermarktordnung haben zu einem voraussichtlich nachhaltigen Absin-
ken der Preise für Zuckerrübenlieferrechte geführt. Es besteht deshalb 
bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG die Möglichkeit, eine 
Teilwertabschreibung auf die aktivierten Zuckerrübenlieferrechte vorzu-
nehmen, weil von einer voraussichtlich dauernden Wertminderung aus-
gegangen werden muss (vgl. BMFS vom 25.02.2000 BStBl I S. 372, Tz. 
3 = ESt-Kartei § 6 Abs. 1 Nr. 1 Karte 4.1 und BMFS vom 25.06.2008 
BStBl I S. 682 Tz. 23 = ESt-Kartei § 13 Karte 2.10). Erstmals im Wj. 
2005/06 (= Beschluss des EU-Agrarrats im Februar 2006) kann damit 
zum Bilanzstichtag 30.06.2006 (oder in den folgenden offenen VZ) dann 
für das Wirtschaftsgut Lieferrecht eine ggf. gebuchte Teilwertabschrei-
bung überprüft werden. Hierbei können die BIB-Zahlungsansprüche aus 
dem betriebsindividuellen Zuckerbetrag nicht gegen gerechnet werden, 
weil mit der Agrarreform die BIB von der Produktion (= Fläche) und da-
mit im Ergebnis vom Lieferrecht entkoppelt wurden (vgl. BMFS vom 
25.06.2008 Tz. 4) und frei handelbar sind. 

Teilwertabschreibung 
- Zeitpunkt -  

Vertrauensschutz-
regelung 
 

Rechtslage bis einschl. 
Wj. 2007/08 oder 2008 
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Die Höhe einer Teilwertabschreibung richtet sich nach den regionalen 
Marktverhältnissen. Der Zuckerrübenanbau wird zu den Standorten mit 
den besten natürlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen für den 
Rübenanbau wie z.B. gute Böden, mildes Klima, günstige Nieder-
schlagsverteilung und Fabriknähe wechseln. 
Eine erklärte Teilwertabschreibung ist - aufgrund der Erkenntnisse der 
mir vorliegenden Vergleichsbetriebe - der Höhe nach nicht zu beanstan-
den, wenn als Bilanzansatz für die Lieferrechte 5 EUR/dt zuzüglich der 
Guthaben bei der SZVG verbleiben. Als Bilanzansatz sollte mindestens 
der im Angebot der SZVG zur freiwilligen Rückgabe von Vertragsrüben 
vom Oktober 2007 (vgl. Anlage 6 und Schlagwort Reform der Zucker-
marktordnung) genannte Betrag verbleiben. 
 
Beispiel: 
Ein Landwirt hat ein Lieferrecht in Höhe von 5074 dt. Darin enthalten sind die in 
den letzten Jahren hinzuerworbenen Lieferrechte von 2130 dt. Der Bilanzansatz 
zum 30.06.2008 beträgt 101.275 EUR. Die Gesamtbestätigung der SZVG weist 
einen Guthabenbestand von 45.808 EUR und Lieferrechte von 5074 dt aus (vgl. 
Anlage 5). Das Angebot vom Oktober 2007 der SZVG nennt einen Betrag von 
70.141 EUR (vgl. Anlage 6). Die Veranlagung 2006 ist bereits bestandskräftig. 
In der Bilanz zum 30.06.2008 buchte der Landwirt eine Teilwertabschreibung 
von 30.000 EUR. 
 
Lösung: 
  101.275 EUR Bilanzansatz 

30.06.2007 
5074 dt x 5 EUR = 25.370 EUR   
Guthaben SZVG 45.808 EUR   
Teilwert 71.178 EUR   71.178 EUR Bilanzansatz 

30.06.2008 
 
(Angebot Okt. 2007 

 
70.141 EUR) 

  

Mögliche 
Teilwertabschreibung 

  
  30.097 EUR 

 

 
Ergebnis: 
Für die noch offenen VZ 2007 und 2008 kann die geltend gemachte Teilwertab-
schreibung i. H. von 30.000 EUR berücksichtigt werden. 
 
Anhängige Einsprüche über Teilwertabschreibungen bei Zuckerrübenlie-
ferrechten können nach den vorgenannten Grundsätzen bearbeitet wer-
den. Dem Stpfl. kann zur Einspruchsbearbeitung ein Schreiben mit fol-
gendem Inhalt übersandt werden: 
 
In der Bilanz auf den 30.06.200. haben Sie bei den Zuckerrübenlieferrechten 
eine Teilwertabschreibung in Höhe von _____________ EUR gebucht. Auf-
grund der allgemeinen Situation auf dem Zuckermarkt seit 2005 werde ich eine 
Teilwertabschreibung in Höhe von _____________ EUR berücksichtigen. Ich 
bitte mir bis _______________ mitzuteilen, ob Sie damit Ihren Einspruch als 
erledigt betrachten. Dabei bitte ich zu berücksichtigen, dass nach dem BFH-
Urteil vom 16.10.2008 IV R 1/06 Zuckerrübenlieferrechte bis 2015 linear abge-
schrieben werden können. Für eine Rückantwort bis _______________ wäre 
ich dankbar.  
 
 
 
Zuckerrübenlieferrechte sind immaterielle Wirtschaftsgüter, weil der Zu-
ckerrübenanbauer durch ein solches Lieferrecht den Zuckerrübenanbau 
rentabel gestalten kann und damit einen vermögenswerten Vorteil er-

Teilwertabschreibung 
§ 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG 
• Höhe - 

Bearbeitung der Ein-
sprüche 

• Nichtbeanstan-

dungsgrenze -  

Neue Rechtslage 

Bilanzierung 
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langt, der gesondert bewertbar ist und dessen Erlangung er sich etwas 
kosten lässt (vgl. BFH-Urteil vom 26.08.1992, BStBl II S. 977). Sofern 
das Zuckerrübenlieferrecht entgeltlich erworben wurde, ist das Wirt-
schaftsgut nach § 5 Abs. 2 EStG i.V.m. § 248 Abs. 2 HGB in der Bilanz 
auszuweisen. 
 
Die Zuckerrübenlieferrechte sind mit den Anschaffungskosten zu bewer-
ten. Die Anschaffungskosten entsprechen in der Regel dem tatsächlich 
vereinbarten Kaufpreis. Steht der Erwerb der Zuckerrübenlieferrechte im 
Zusammenhang mit der Anschaffung anderer Wirtschaftsgüter und ha-
ben die Vertragsparteien für den Verkauf aller Wirtschaftsgüter einen 
Gesamtkaufpreis vereinbart, ist der Gesamtkaufpreis grundsätzlich im 
Verhältnis der Teilwerte auf die einzelnen Wirtschaftsgüter aufzuteilen.  
Für die Abschreibung kann die Aufteilung der Zeichnungen und Liefer-
rechte dahingestellt bleiben (vgl. Schlagwort Steuerliche Behandlung der 
Zeichnungen und Lieferrechte). Die Beweislast liegt beim Stpfl.. 
 
Nach dem BFH-Urteil vom 16.10.2008 IV R 1/06 (Anlage ) handelt es 
sich bei einem entgeltlich erworbenen, betriebsgebundenen Zuckerrü-
benlieferrecht um ein abnutzbares immaterielles Wirtschaftsgut. Im 
Streitfall wurde dessen Nutzungsdauer auf 15 Jahre geschätzt. Die 
Grundsätze dieser Rechtsprechung sind in allen noch offenen Steuerfäl-
len anzuwenden.  
 
Nach der EG-VO 318/06 (vgl. Schlagwort Reform der Zuckermarktor-
dung) ist die Zuckermarktordnung bis zum 30.09.2015 befristet. Daher 
bestehen keine Bedenken, dieses Datum allgemein als Endzeitpunkt für 
die vorzunehmende AfA zu berücksichtigen. Eine längere Nutzungsdau-
er ergibt sich auch dann nicht, wenn der Zuckererzeuger den Zuckerrü-
benanbauern privatrechtlich den grundsätzlichen Fortbestand einer Lie-
fermöglichkeit über den 30.09.2015 hinaus zusichert. Selbst wenn sich 
aufgrund einer solchen Zusicherung in der Zukunft ein selbständig han-
delbares immaterielles Wirtschaftsgut entwickeln sollte, wäre es nicht als 
fortgeführtes altes, sondern als neues (privatrechtliches) Lieferrecht zu 
beurteilen. 
 
 
Die Grundsätze des o. g. BFH-Urteils sind zwingend erstmals ab Wj. 
2008/2009 (2009) anzuwenden. Für davor beginnende Wj. ist bei den 
einzelnen Gewinnermittlungsarten Folgendes zu beachten: 
 
o Gewinnermittlung nach §§ 4 Abs. 1 oder 5 EStG  

 
Die unter Berücksichtigung des Endzeitpunkts 30.09.2015 zu er-
mittelnde jährliche lineare AfA (Restbuchwert verteilt über Restnut-
zungsdauer; vgl. dazu H 7.4 - Unterlassene oder überhöhte AfA - 
EStH ) ist grundsätzlich erstmals in der nach Veröffentlichung des 
o. g. Urteils durch den BFH am 01.04.2009 eingereichten Bilanz zu 
berücksichtigen. Bis zum Bekanntwerden des BFH-Urteils vom 
16.10.2008 erstellte und beim Finanzamt eingereichte Bilanzen, in 
denen der Steuerpflichtige entsprechend der bisherigen Auffas-
sung der Finanzverwaltung keine lineare AfA für entgeltlich erwor-
bene Zuckerrübenlieferrechte berücksichtigt hat und auch nicht 
i. S. von R 4.4 Abs. 1 Sätze 6 - 8 EStR berücksichtigen wollte, 
bleiben subjektiv richtig und müssen daher nicht berichtigt werden.  
 

Bewertung 

Abschreibung 
- Allgemeines -  

Anwendungsgrundsät-
ze durch Änderung der 
Verwaltungsauffassung  
zur Abschreibbarkeit 
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Hat der Steuerpflichtige durch Einlegung eines Rechtsbehelfs oder 
durch Dokumentation i. S. von R 4.4 Abs. 1 Sätze 6 - 8 EStR für 
ein zurück liegendes Wj. zu erkennen gegeben, dass er einen von 
der Auffassung der Finanzverwaltung abweichenden Bilanzansatz 
für richtig gehalten hat, so sind Bilanzberichtigungen für das zu-
rück liegende Wj. und die nachfolgenden Wj. vorzunehmen (Ge-
währung einer AfA für entgeltlich erworbene Zuckerrübenliefer-
rechte unter Berücksichtigung des Restbuchwerts und einer Rest-
nutzungsdauer bis zum 30.09.2015). Dies gilt auch, wenn der 
Steuerpflichtige keine lineare AfA, sondern eine Teilwertabschrei-
bung begehrt hat. § 4a Abs. 2 Nr. 1 EStG und R 4.4 Abs. 1 Satz 10 
EStR sind zu beachten. 

 
o Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG 

 
Bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG gelten die Grundsätze 
der Bilanzberichtigung nicht. Die unter Berücksichtigung des End-
zeitpunkts 30.09.2015 zu ermittelnde jährliche lineare AfA (Rest-
buchwert verteilt über Restnutzungsdauer; vgl. dazu H 7.4 - Unter-
lassene oder überhöhte AfA - EStH ) ist erstmals ab dem Wj. zu 
gewähren, bei denen beide Veranlagungen, denen die Gewinner-
mittlung zugrunde liegt, noch geändert werden können.  

 
o Gewinnermittlung nach § 13a EStG 

 
Bei Gewinnermittlung nach § 13a EStG ist eine Gleichstellung mit 
der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG zu gewährleisten. Da-
her ist entsprechend der bisherigen Verwaltungsauffassung bis 
einschl. Wj. 2007/08 keine AfA für entgeltlich erworbene Zuckerrü-
benlieferrechte mit dem Ansatz des Grundbetrags abgegolten. Ab 
Wj. 2008/09 ist die durch Verteilung des Restbuchwerts bis zum 
30.09.2015 ermittelte jährliche lineare AfA abgegolten. 

 
Zur Vertrauensschutzregelung für zurückliegende Wj. wird auf Schlag-
wort Rechtslage bis einschl. Wj. 2007/08 oder 2008 hingewiesen. 
 
Begehren Land- und Forstwirte mit Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 
EStG eine Teilwertabschreibung für ein entgeltlich erworbenes Zucker-
rübenlieferrecht, so ist nunmehr zu beachten, dass es sich um ein ab-
nutzbares Wirtschaftsgut handelt. Nach dem BMF-Schreiben vom 
25.02.2000 (BStBl I S. 372 Tz. 6 = ESt-Kartei § 6 Abs. 1 Nr. 1 Karte 4.1) 
ist eine Teilwertabschreibung nur möglich, soweit nachgewiesen werden 
kann, dass der Wert der entgeltlich erworbenen Zuckerrübenlieferrechte 
am Bilanzstichtag unter deren Wert nach der Hälfte der Restlaufzeit ge-
sunken ist. 
 
Soweit sich Zuckerlieferrechte bereits vor dem 01.07.1970 zu einem 
selbständigen immateriellen Wirtschaftsgut verfestigt haben, kommt die 
Abspaltung eines Buchwertes für die Zuckerrübenlieferrechte vom 
Grund und Boden nach § 55 EStG nicht in Betracht. 
 
Zur Ermittlung des Gewinns aus der Veräußerung von Zuckerrübenlie-
ferrechten gelten die allgemeinen Grundsätze. Beim Verkauf von Zu-
ckerrübenlieferrechten im Rahmen einer Betriebsveräußerung oder Be-
triebsaufgabe sind die Vorschriften des § 14 i.V.m. § 16 EStG zu beach-
ten. 

Vertrauensschutz-
regelung 

Keine Abspaltung vom 
GuB-Buchwert nach  
§ 55 EStG 

Veräußerung von Zu-
ckerrübenlieferrechten 

Teilwertabschreibung 
§ 6 Abs. 1 Nr. 1 EStG 
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Im Interesse einer einheitlichen Behandlung der von den Umstrukturie-
rungsmaßnahmen auf dem Zuckermarkt betroffenen Unternehmen ist 
beim Zuckerrübenanbauer für den vom Zuckerhersteller erhaltenen Teil 
der Umstrukturierungsbeihilfe ein passiver Rechnungsabgrenzungspos-
ten zu bilden, der ebenfalls bis zum Ablauf des Wirtschaftsjahres 
2014/15 aufzulösen ist. Dies gilt auch für die gewährten Frachtprämien. 

gez.  

  Hilmer Meyer
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Zuckerrübenlieferrechte als abnutzbare immaterielle 
Wirtschaftsgüter - Schätzung der Nutzungsdauer 


   


Leitsatz 


1. NV: Betriebsgebundene Zuckerrübenlieferrechte sind abnutzbare 
immaterielle Wirtschaftsgüter (Bestätigung der Rechtsprechung)(Rn.17). 


2. NV: Die Nutzungsdauer ist auf der Grundlage des voraussichtlichen 
Fortbestands der auf der Zuckermarktordnung beruhenden Quotenregelung zu 
schätzen(Rn.18)(Rn.22). Schätzt der Steuerpflichtige die Nutzungsdauer auf 15 
Jahre, erscheint dies jedenfalls nicht als zu niedrig(Rn.25). 


Orientierungssatz 


1. NV: Ein immaterielles Wirtschaftsgut ist nicht abnutzbar, wenn seine 
Nutzung weder unter rechtlichen noch unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
zeitlich begrenzt ist (vgl. BFH-Urteile vom 19.10.2006 III R 6/05 und vom 
28.5.1998 IV R 48/97). 


2. NV: Bei zeitlich begrenzten Rechten kann ausnahmsweise von einer 
unbegrenzten Nutzungsdauer ausgegangen werden, wenn sie normalerweise 
ohne weiteres verlängert werden, ein Ende also nicht abzusehen ist (vgl. BFH-
Urteile vom 18.12.1970 VI R 99/67 und vom 17.2.1993 I R 48/92). Im Zweifel 
ist jedoch nach dem Grundsatz der Vorsicht von einer zeitlich begrenzten 
Nutzung auszugehen. 


Fundstellen 


 NV (nicht amtlich veröffentlicht) 
 BFH/NV 2009, 723-725 (Leitsatz und Gründe) 


Langtext


Gericht: BFH 4. Senat


Entscheidungsdatum: 16.10.2008


Streitjahre: 1999, 2000


Aktenzeichen: IV R 1/06


Dokumenttyp: Urteil


Quelle:


Normen: § 5 Abs 2 EStG 1997, § 7 
Abs 1 S 1 EStG 1997, § 7 
Abs 1 S 2 EStG 1997, § 7 
Abs 1 S 3 EStG 1997, § 90a 
Abs 1 FGO ... mehr
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 NL-BzAR 2009, 250-254 (Gründe) 


weitere Fundstellen ... 


Verfahrensgang 


vorgehend Niedersächsisches Finanzgericht 3. Senat, 30. November 2005, Az: 3 K 
417/02, Urteil 


Diese Entscheidung wird zitiert ... 


Diese Entscheidung zitiert ... 


 
Tatbestand 


I. Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) ist Rechtsnachfolgerin 
ihres während des Klageverfahrens verstorbenen Ehemannes, der in den 
Streitjahren (1999 und 2000) Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 
erzielte. Der Ehemann hatte am 28. August 1991 für 12 820 DM und am 
22. Juni 1992 für 980 DM Zuckerrübenlieferrechte erworben. Den 
Bilanzansatz führte er zunächst unverändert fort. Erstmalig für das 
Wirtschaftsjahr 1999/2000 machte er Absetzungen für Abnutzung (AfA) 
geltend. 


Dem folgte der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) 
nicht, weil er die Zuckerrübenlieferrechte als nicht abnutzbare 
Wirtschaftsgüter ansah. Die dagegen gerichtete Klage hatte keinen Erfolg. 
Das Finanzgericht (FG) entschied, das Zuckerrübenlieferrecht sei ein Recht 
von unbestimmter Dauer, da Gewissheit über das Ende, nicht aber über 
den Zeitpunkt des Wegfalls bestehe. Ausgehend von den Streitjahren sei 
jedoch nicht erkennbar, ob und wann die Zuckermarktordnung der 
Europäischen Union (EU) auslaufen werde, so dass eine Nutzungsdauer 
nicht geschätzt werden könne. In diesen Fällen sei jedoch keine lineare 
AfA zu gewähren. Anhaltspunkte für einen Wertverlust, der den Ansatz des 
Buchwerts nicht mehr rechtfertige, seien weder vorgetragen noch 
ersichtlich. Das Urteil ist in Entscheidungen der Finanzgerichte 2006, 1052 
veröffentlicht. 


Dagegen richtet sich die Revision der Klägerin, mit der sie eine 
Abschreibung der Zuckerrübenlieferrechte auf 15 Jahre geltend macht. Der 
Bundesfinanzhof (BFH) habe mit Urteil vom 24. Juni 1999 IV R 33/98 
(BFHE 189, 132, BStBl II 2003, 58) entschieden, dass es sich bei einem 
Rübenlieferungsrecht um ein selbständiges immaterielles Wirtschaftsgut 
handele, das als Recht von unbestimmter Dauer und nicht als 
immerwährendes Recht anzusehen sei. Ein Ende der Quotenregelung sei 
absehbar. Die Zuckermarktordnung gelte nur befristet, und zwar bis zum 
Zuckerwirtschaftsjahr 2005/06. Auch wenn sie über den 30. Juni 2006 
hinaus erneut verlängert worden sei, ergäben sich negative wirtschaftliche 
Konsequenzen durch eine Preissenkung von bis zu 40 %. Es sei ungewiss, 
ob und in welcher Form die Zuckermarktordnung fortgeführt werde. Darin 
unterscheide sie sich von der Regelung des innergemeinschaftlichen 
Güterkraftverkehrs, die endgültig erfolgt sei. Vergleichbar sei die 
Behandlung der Milchreferenzmenge, die die Finanzverwaltung als ein auf 
10 Jahre befristetes Recht von unbestimmter Dauer und damit als 
abnutzbares immaterielles Anlagegut behandele (Schreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen --BMF-- vom 14. Januar 2003, BStBl I 
2003, 78, 83). 


1


2


3


4 Die Klägerin beantragt,


1. das angefochtene Urteil des Niedersächsischen FG 3 K 417/02 vom 30. 
November 2005 aufzuheben,
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Das FA beantragt, die Revision zurückzuweisen. 


Unstreitig handele es sich vorliegend bei dem Zuckerrübenlieferrecht um 
ein immaterielles Wirtschaftsgut. Es sei ein Recht von unbestimmter 
Dauer, da Gewissheit über das Ende, nicht aber über den Zeitpunkt des 
Wegfalls bestehe. Da die Zuckermarktordnung über den 30. Juni 2006 
erneut verlängert worden sei und deren Wegfall derzeit nicht erkennbar 
sei, werde das Nutzungsrecht faktisch weiterhin garantiert, so dass es sich 
um ein nicht abnutzbares immaterielles Wirtschaftsgut handele (Hinweis 
auf das BFH-Urteil vom 28. Mai 1998 IV R 48/97, BFHE 186, 268, BStBl II 
1998, 775). 


 zum Seitenanfang 


Entscheidungsgründe 


II. Die Revision ist begründet. Sie führt zur Stattgabe der Klage (§ 126 
Abs. 3 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Die Klägerin kann AfA 
auf die Zuckerrübenlieferrechte vornehmen, denn es handelt sich dabei um 
abnutzbare immaterielle Wirtschaftsgüter.  


1. AfA sind nach § 7 Abs. 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) 
bei Wirtschaftsgütern vorzunehmen, deren Verwendung oder Nutzung 
durch den Steuerpflichtigen zur Erzielung von Einkünften sich 
erfahrungsgemäß auf einen Zeitraum von mehr als einem Jahr erstreckt. 
Die Absetzung bemisst sich dabei nach der betriebsgewöhnlichen 
Nutzungsdauer des Wirtschaftsguts (§ 7 Abs. 1 Satz 2 EStG).  


2. Betriebsgebundene Zuckerrübenlieferrechte sind selbständige 
immaterielle Wirtschaftsgüter (Senatsurteil in BFHE 189, 132, BStBl II 
2003, 58).  


a) Sie geben ihren Inhabern für unbestimmte Dauer den Rechtsanspruch, 
jährlich bestimmte Mengen von Zuckerrüben zu EU-Garantiepreisen an 
Zuckerunternehmen zu verkaufen. Die Zuckerunternehmen haben die 
Lieferrechte aus den ihnen von der EU zugeteilten 
Zuckerproduktionsquoten abgeleitet und an ihre Rübenlieferanten verteilt. 
Die Zuckerrübenlieferrechte haben einen Marktwert, wenn durch die 
Quotenregelung Preise für eine begrenzte Rüben- und Zuckermenge 
staatlich garantiert werden, die (merklich) über dem Weltmarktpreis liegen 
(i.E. Prött, Referenzmengen und Lieferrechte in der Landwirtschaft --Kauf, 
Pacht und Leasing--, Schriftenreihe des Hauptverbandes der 
landwirtschaftlichen Buchstellen und Sachverständigen e.V. --HLBS--, Heft 
147 S. 37 ff., 45). Grundlage der Quotenregelung und damit der 
betriebsgebundenen Zuckerrübenlieferrechte ist die EU-
Zuckermarktordnung.  


b) Im Streitfall handelt es sich bei den Lieferrechten um entgeltlich 
erworbene immaterielle Wirtschaftsgüter, für die nach § 5 Abs. 2 EStG ein 
Aktivposten anzusetzen war. Davon sind auch die Beteiligten 
ausgegangen.  


3. Immaterielle Wirtschaftsgüter können abnutzbar sein oder zu den nicht 
abnutzbaren, immerwährenden Rechten gehören (Senatsurteil in BFHE 
186, 268, BStBl II 1998, 775, unter 1.b der Gründe, m.w.N.).  


2. die Einkommensteuerbescheide 1999 und 2000 vom 9. September 
2002 dergestalt zu ändern, dass bei der Gewinnermittlung der Einkünfte 
aus Land- und Forstwirtschaft (Wirtschaftjahre 1998/99 bis 2000/01) 
zusätzlich jährliche Abschreibungen von 920 DM berücksichtigt werden.


5


6


7


8


9


10


11


12
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a) Ein immaterielles Wirtschaftsgut ist nicht abnutzbar, wenn seine 
Nutzung weder unter rechtlichen noch unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten zeitlich begrenzt ist (BFH-Urteil vom 19. Oktober 2006 III 
R 6/05, BFHE 215, 222, BStBl II 2007, 301, unter II.2.e der Gründe; 
Senatsurteil in BFHE 186, 268, BStBl II 1998, 775, unter 1.c der Gründe 
mit Hinweis auf § 253 Abs. 2 des Handelsgesetzbuches --HGB--). Bei 
zeitlich begrenzten Rechten kann ausnahmsweise von einer unbegrenzten 
Nutzungsdauer ausgegangen werden, wenn sie normalerweise ohne 
weiteres verlängert werden, ein Ende also nicht abzusehen ist (vgl. BFH-
Urteile vom 18. Dezember 1970 VI R 99/67, BFHE 101, 100, BStBl II 
1971, 237, unter II. der Gründe; vom 17. Februar 1993 I R 48/92, 
BFH/NV 1994, 455, unter II.1.c der Gründe). Im Zweifel ist jedoch nach 
dem Grundsatz der Vorsicht von einer zeitlich begrenzten Nutzung 
auszugehen (zur Bilanzierung von Vermögensgegenständen unter Hinweis 
auf § 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB Hoyos/Schramm/M. Ring in Beck Bil-Komm., 
6. Aufl., § 253 HGB Rz 213; Adler/Düring/Schmaltz, Rechnungslegung und 
Prüfung der Unternehmen, 6. Aufl., HGB § 253 Rz 356; Kuhner, Die 
immateriellen Vermögensgegenstände und Werte des Anlagevermögens, in 
Handbuch des Jahresabschlusses, Abt. II/1 (2007), Rn 335; zur 
Anwendung des Vorsichtsprinzips bei der steuerlichen Gewinnermittlung 
u.a. Fischer in Kirchhof, EStG, 8. Aufl., § 6 Rz 16; Kempermann, in: 
Kirchhof/Söhn/Mellinghoff, EStG, § 5 Rz B 96 f.; Schmidt/Weber-Grellet, 
EStG, 27. Aufl., § 5 Rz 77).  


b) Die höchstrichterliche Rechtsprechung hat wiederholt über die 
Abnutzbarkeit immaterieller Wirtschaftsgüter entschieden.  


Als nicht abnutzbar wurden Güterverkehrskonzessionen angesehen, wenn 
sie bei Ablauf der Gültigkeitsdauer dem bisherigen Konzessionsinhaber 
regelmäßig erneut erteilt werden (BFH-Urteile in BFHE 101, 100, BStBl II 
1971, 237, unter II. der Gründe; vom 22. Januar 1992 I R 43/91, BFHE 
167, 61, BStBl II 1992, 529, unter II.2.b der Gründe; in BFH/NV 1994, 
455, unter II.1.c der Gründe). Zeitschriften-Lieferrechte sind ebenfalls 
nicht abnutzbar, wenn sie von den Konkurrenzunternehmen zumindest 
faktisch garantiert werden (Senatsurteil in BFHE 186, 268, BStBl II 1998, 
775, unter 1.c der Gründe). Auch ein Domain-Name ist nicht abnutzbar, 
wenn der Berechtigte ihn unbegrenzt nutzen kann (BFH-Urteil in BFHE 
215, 222, BStBl II 2007, 301, unter II.2.e der Gründe).  


Andererseits hat der erkennende Senat ein Wettbewerbsverbot als 
abnutzbares immaterielles Wirtschaftsgut beurteilt, weil es im Zweifel mit 
dem Tode des Verpflichteten erlischt (BFH-Urteil vom 25. Januar 1979 IV R 
21/75, BFHE 127, 180, BStBl II 1979, 369). In gleicher Weise wurden 
Geschäftsbeziehungen behandelt, wenn der Unternehmer mit ihrer 
Beendigung rechnen musste (Senatsurteil vom 17. März 1977 IV R 
218/72, BFHE 122, 70, BStBl II 1977, 595; s. auch BFH-Urteil vom 16. 
September 1970 I R 196/67, BFHE 101, 76, BStBl II 1971, 175). 
Aufwendungen für einen Kundenstamm oder ein Wettbewerbsverbot 
können jedoch als Anschaffungskosten für ein nichtabnutzbares 
immaterielles Wirtschaftsgut zu aktivieren sein, wenn sich der Wert dieses 
Wirtschaftsguts tatsächlich nicht innerhalb einer bestimmbaren Zeit 
erschöpft (BFH-Urteil vom 26. Juli 1989 I R 49/85, BFH/NV 1990, 442, 
unter 5. der Gründe).  


4. Betriebsgebundene Zuckerrübenlieferrechte sind danach abnutzbar 
(Anschluss an das Senatsurteil in BFHE 189, 132, BStBl II 2003, 58, unter 
2.b der Gründe; gl.A. Leingärtner/Wendt, Besteuerung der Landwirte, Kap. 
30, Rz 18; Schmidt/Kulosa, a.a.O., § 7 Rz 29; Kleeberg, in: 
Kirchhof/Söhn/Mellinghoff, a.a.O., § 55 Rz G 11; von Schönberg, Deutsche 
Steuer-Zeitung --DStZ-- 2001, 145 ff.; a.A. Felsmann, 
Einkommensbesteuerung der Land- und Forstwirte, B Rz 576 k; Nolde in 
Herrmann/Heuer/ Raupach, § 7 EStG Rz 205). Denn es handelt sich um 
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Rechte von zwar unbestimmter, aber begrenzter Dauer, da --wovon auch 
die Beteiligten ausgehen-- Gewissheit über ihr Ende, nicht aber über 
dessen Zeitpunkt besteht.  


a) Die Nutzung der betriebsgebundenen Zuckerrübenlieferrechte ist zeitlich 
begrenzt. Denn sie hängt von der EU-Zuckermarktordnung ab (s. oben 
unter II.2.a), die nur für begrenzte Zeit Gültigkeit hat.  


aa) Maßgebliche Grundlage der Zuckermarktordnung ist die Verordnung 
(EWG) Nr. 1785/81 des Rates vom 30. Juni 1981 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
--ABlEG-- L 177 vom 1. Juli 1981, 4), die nach Art. 23 Abs. 1 für die 
Wirtschaftsjahre 1981/82 bis 1985/86 galt. Sie war anschließend durch 
Verordnung (EWG) Nr. 934/86 des Rates vom 24. März 1986 (ABlEG L 87 
vom 2. April 1986, 1) bis zum Wirtschaftsjahr 1990/91 verlängert worden.  


bb) Im Zeitpunkt der Anschaffung der vorliegend zu beurteilenden 
Zuckerrübenlieferrechte war die für die Wirtschaftsjahre 1991/92 und 
1992/93 gültige Verordnung (EWG) Nr. 305/91 des Rates vom 4. Februar 
1991 (ABlEG L 37 vom 9. Februar 1991, 1) anzuwenden. Die Verlängerung 
um zwei Jahre erfolgte der Begründung zufolge, "damit angesichts der 
Entwicklung am Weltmarkt, der trotz einer gewissen Erholung durch 
Kurseinbrüche und zyklische Entwicklungen gekennzeichnet ist, eine 
Begrenzung der Erzeugung der Gemeinschaft, die mit Überkapazitäten zu 
kämpfen hat, erreicht werden kann. Daher ist es überaus schwierig, die 
mittelfristige Entwicklung des Weltzuckermarktes vorherzusehen. Solange 
aber ein Internationales Zuckerabkommen mit verbindlichen Vorschriften 
für alle Vertragsparteien noch nicht zu Stande gekommen ist, kann eine 
einseitige Umgestaltung der Preis- und Absatzgarantien zu Gunsten der 
Erzeuger der Gemeinschaft nicht ohne weiteres durchgeführt werden".  


cc) Nachdem die Zuckermarktordnung danach zweimal jeweils um ein Jahr 
verlängert worden war (Verordnung (EWG) Nr. 1548/93 des Rates vom 
14. Juni 1993, ABlEG L 154 vom 25. Juni 1993, 10 und Verordnung (EG) 
Nr. 133/94 des Rates vom 24. Januar 1994, ABlEG L 22 vom 27. Januar 
1994, 7), war in den Streitjahren die für fünf Jahre gültige Verordnung 
(EG) Nr. 1101/95 des Rates vom 24. April 1995 (ABlEG L 110 vom 17. Mai 
1995, 8) anzuwenden. In der Begründung dieser Verordnung wird  u.a. 
darauf hingewiesen, dass nach dem Übereinkommen über die 
Landwirtschaft im Rahmen der multilateralen Verhandlungen der Uruguay-
Runde insbesondere vorgesehen sei, "dass die in der Gemeinschaft 
gewährte Stützung der Ausfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse vor allem 
bei Zucker, für den die Garantie der Erzeugungsquoten gilt, schrittweise 
abgebaut wird. Das Übereinkommen sieht den Abbau der Ausfuhrstützung 
während einer Übergangszeit sowohl in Bezug auf die Mengen als auch in 
Bezug auf die Finanzmittel vor. ... Daher ist die Anpassung der sich aus 
den Quoten ergebenden Garantien während eines oder mehrerer 
Wirtschaftsjahre vorzusehen, um die Einhaltung der von der Gemeinschaft 
eingegangenen Verpflichtungen zu ermöglichen".  


b) Die maßgeblichen EG-Verordnungen galten danach jeweils nur für 
wenige Jahre, weil die Zuckermarktordnung geändert und die Garantien 
abgebaut werden sollten; tatsächlich ist es zu erheblichen Änderungen 
gekommen. Es war dementsprechend ungewiss, ob es erneut zu einer 
Verlängerung der Zuckermarktordnung kommen und zu welchem 
Zeitpunkt sie endgültig auslaufen würde. Die Ungewissheit rechtfertigt es 
jedoch nicht, von einem immerwährenden Recht auszugehen. Denn die 
Verlängerungen waren sowohl politisch innerhalb der EU als auch im 
Hinblick auf das Welthandelsabkommen umstritten und im Ergebnis nicht 
vorhersehbar (vgl. Senatsurteil in BFHE 189, 132, BStBl II 2003, 58, unter 
2.b der Gründe; Prött, a.a.O., HLBS, Heft 147 S. 46 f.; zu den 
Reformüberlegungen bei der Verlängerung der Zuckermarktordnung über 
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den 30. Juni 2001 hinaus siehe Beschlussempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft, 
BTDrucks 14/5908, unter 2. der Begründung), wie durch die mit der 
Verlängerung verbundenen einschneidenden Änderungen bestätigt wird. 
Bei der Zuckermarktordnung war daher --anders als bei 
Güterverkehrskonzessionen-- nicht ohne weiteres mit einer regelmäßigen 
Verlängerung zu rechnen (ebenso Senatsurteil in BFHE 189, 132, BStBl II 
2003, 58, unter 2.b der Gründe). War jedoch die Zuckermarktordnung nur 
zeitlich begrenzt gültig und ihre Verlängerung ungewiss, ist von einer 
zeitlich begrenzten Nutzung der darauf beruhenden 
Zuckerrübenlieferrechte auszugehen.  


5. Steht die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer eines Wirtschaftsgutes 
nicht fest, ist sie zu schätzen (vgl. z.B. Senatsurteile vom 24. Februar 
1994 IV R 33/93, BFHE 174, 230, BStBl II 1994, 590, und vom 15. Mai 
1997 IV R 33/95, BFH/NV 1997, 751 zum Sozietätspraxiswert).  


a) Die Klägerin bzw. ihr verstorbener Ehemann hatten bis zu den 
Streitjahren keine AfA auf die Zuckerrübenlieferrechte vorgenommen. 
Diese waren daher nachzuholen. Dazu ist der (Rest-)Buchwert auf die 
Restnutzungsdauer zu verteilen. Die tatsächliche restliche Nutzungsdauer 
der Zuckerrübenlieferrechte am Bilanzstichtag ist dabei nach den bei 
Aufstellung der Bilanz gegebenen Erkenntnismöglichkeiten zu schätzen 
(Senatsurteil vom 3. Juli 1980 IV R 31/77, BFHE 131, 229, BStBl II 1981, 
255, unter 2. und 4. der Gründe; Schmidt/Kulosa, a.a.O., § 7 Rz 8). 
Grundlage ist vorliegend die aus Sicht der Streitjahre voraussichtliche 
Dauer des Fortbestands der auf der Zuckermarktordnung beruhenden 
Quotenregelung.  


b) Die Klägerin hat die Nutzungsdauer im Klageverfahren auf 15 Jahre 
geschätzt. Diese Schätzung stimmt mit der Nutzungsdauer eines 
Geschäfts- oder Firmenwerts überein (§ 7 Abs. 1 Satz 3 EStG) und 
erscheint jedenfalls nicht als zu niedrig. Ob eine kürzere Nutzungsdauer 
infrage kommt --z.B. in Anlehnung an die Schätzung einer zehnjährigen 
Nutzungsdauer bei Milchquoten durch die Finanzverwaltung (BMF-
Schreiben in BStBl I 2003, 78, Rz 28)--, ist vorliegend nicht zu 
entscheiden, da das Gericht über das Klagebegehren nicht hinausgehen 
kann (§ 96 Abs. 1 Satz 2 FGO). Aus demselben Grund muss der Senat 
auch nicht entscheiden, ob die Restnutzungsdauer kürzer als 15 Jahre sein 
könnte.  


6. Das angefochtene Urteil beruht auf einer anderen Rechtsauffassung. Es 
war daher aufzuheben. Die Sache ist spruchreif. Die angefochtenen 
Einkommensteuerbescheide sind antragsgemäß zu ändern. Die Ermittlung 
und Berechnung der festzusetzenden Einkommensteuer wird dem FA nach 
Maßgabe der Gründe dieser Entscheidung überlassen (§ 100 Abs. 2 Satz 2 
FGO).  


7. Die Beteiligten haben nicht auf mündliche Verhandlung verzichtet. Der 
Senat hält es jedoch für zweckmäßig, durch Gerichtsbescheid zu 
entscheiden (§ 90a Abs. 1 FGO). Das BMF oder die zuständige oberste 
Landesfinanzbehörde sind dem Verfahren nicht beigetreten (§ 122 Abs. 2 
Sätze 1 und 2 FGO), obwohl das FA deren Beteiligung für erforderlich 
gehalten hat. Der Senat hat von einer Aufforderung zum Beitritt 
abgesehen (§ 122 Abs. 2 Satz 3 FGO). Die genannten Behörden haben 
jedoch noch die Möglichkeit, dem Verfahren beizutreten und Stellung zu 
nehmen (§ 90a Abs. 2 FGO), falls sie das für erforderlich halten sollten.  
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Die Lieferrechte der Zuckerrüben-
anbauer im Einzugsgebiet der Süd-
zucker AG sind kostenlose Zugaben
zu den Beteiligungspapieren
(„Zeichnungen“) mit denen die Land-
wirte ihre Mehrheitsbeteiligung an
der Südzucker erworben haben. Sie
werden wie die Zeichnungen von
der Süddeutschen Zuckerrübenver-
wertungs-Genossenschaft eG (SZVG)
verwaltet.


Verbindung
mit der Beteiligung


Seit ihrer Gründung im Jahr 1950
hat die SZVG in mehreren Finanzie-
rungsaktionen immer wieder neue
Beteiligungspapiere aufgelegt und
den Landwirten zur Zeichnung an-
geboten.


Auf diese Weise ist bislang Kapital
in Höhe von rund 800 Mio. € von
der Genossenschaft angesammelt
und in Südzucker-Aktien investiert
worden. Durch die Verbindung mit
Zuckerrüben-Lieferrechten gewin-
nen die Zeichnungen der SZVG bei
den Rübenanbauern neben dem An-
spruch auf Dividende eine zusätzli-
che Attraktivität. Insgesamt sind bis
heute zehn verschiedene Gattungen
ausgegeben worden, wie die Tabelle
unten zeigt.


Grundsätzlich lassen sich die
Zeichnungen und Lieferrechte auch
danach unterscheiden, in welcher
Form die mit ihnen verbundenen
Südzucker-Aktien gehalten werden.


Bei den Südzucker-Anteilen A, B, W
und Z befinden sich die Aktien in so
genannten Treuhand-Vermögen, die
von der SZVG verwaltet werden.
Hingegen hält die Genossenschaft
jene Aktien, die mit Franken- und
Südzucker-Darlehen finanziert wur-
den, im Eigenbesitz.


Hier bekommen die Kapitalgeber
die Dividende aus den Südzucker-
Aktien in Form einer Verzinsung ih-
rer Darlehen.


Umfang der Lieferrechte


Die Verteilung der Lieferrechte im
Umfang von rund 9,6 Mio. t, davon
rund 9,0 Mio. t Zuckerrüben- und
0,6 Mio. t Ethanolrüben-Lieferrech-
te, auf die verschiedenen Verbands-
gebiete zeigt Abbildung Seite 11,
rechts oben. Durch die Reform der
EU-Zuckermarktordnung 2007, die
eine Verminderung der Zuckerquote
der Südzucker AG zur Abwehr einer
späteren entschädigungslosen Kür-


Zuckerrüben-Lieferrechte
in Süddeutschland


Rübenbauerverbände
Verband Süddeutscher Zuckerrübenanbauer e.V., Würzburg


mit seinen Regionalverbänden:
Baden-Württemberg, Bayern, Franken,


Hessen-Pfalz, Kassel, Wetterau, Sachsen-Thüringen


Genossenschaftszentralen
BayWa, ZG, RWZ, DZ Bank


SZVG
Süddeutsche Zuckerrübenverwertungs-


Genossenschaft eG


Südzucker Aktiengesellschaft
Mannheim/Ochsenfurt


Gezeichnetes Kapital 189,4 Mio. €


ZSG


über 50 %


A Südzucker-Anteil A 15,00 366,73 1956
Bayern,


O Franken-Darlehen 1977 1,33 10,23 1959
Baden-Württemberg,


B Südzucker Anteil B 0,75 68,70 1982 } Hess.-Pfalz
Q Südzucker-Darlehen Q 0,10 10,00 1999


F Franken-Darlehen 1982 1,00 10,23 1951 Franken, Kassel


W Südzucker-Anteil W 3,00 60,25 1982 Wetterau


S Südzucker-Darlehen S 1,00 15,34 1993 Kassel - Gebiet Soest


Z Südzucker-Anteil Z 0,10 5,19 1997 Sachsen-Thüringen


M Südzucker-Darlehen M 0,10 5,00 2006 alle


E Südzucker-Darlehen E 0,10 n.N. 2006 alle


Anteilseigner Südzucker AG


LR verbundene Lieferrecht Kurswert Jahr der Verbandsgebiet
Zeichnungen Anteil in t Euro/St. Ausgabe


ca. 10 %


Märkte für


Zucker und Ethanol
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zung zwingend erforderte, sind die
Vertragsrüben der Anbauer auf
92,1 % der Lieferrechtsmenge redu-
ziert. Dank einer Mehrausgabe be-
tragen die effektiv zu liefernden
Jahresvertragsrüben seither 95 %.


Übertragung von
Zeichnungen
und Lieferrechten


Zuckerrüben-Lieferrechte können
in Verbindung mit den Zeichnun-
gen, zu denen sie gehören, unter
Landwirten übertragen werden. Zu
einer wirksamen Übertragung ist
die Zustimmung der SZVG erforder-
lich. Diese prüft, ob die beabsichtig-
te Zession den Interessen der Rü-
benanbauer in ihrer Gesamtheit ent-
spricht.


Gegenwärtig ist es für die Zustim-
mung im Wesentlichen ausreichend,
wenn der Erwerber Landwirt im Ein-
zugsbereich des gleichen Landes-
verbandes wie der Veräußerer ist
und über ausreichend Ackerfläche
zum Anbau in einer mindestens
dreijährigen Fruchtfolge verfügt.
Durch Übertragungen von Zeich-
nungen und Lieferrechten hat sich
die Zahl der Beteiligten von einst-
mals über 100.000 Landwirten auf
heute rund 40.000 Zeichnungsinha-
ber vermindert.


Nutzungsüberlassung
von Lieferrechten


Ähnlich wie andere Quoten und
Kontingente können auch Zucker-
rüben-Lieferrechte bei Südzucker
mit Zustimmung der SZVG zur Nut-
zung an einen anderen Landwirt
überlassen werden, ohne dass ein
Eigentumsübergang stattfindet. Für
aktive Landwirte ist die Nutzungs-
überlassung der bloßen Lieferrechte
im Rahmen einer einzelbetrieb-
lichen Spezialisierung möglich. Le-
diglich die Zugehörigkeit zum glei-
chen Stammwerk der Südzucker, die
Erklärung der Bereitschaft zur ge-
meinsamen Teilnahme an den Fi-
nanzierungsaktionen der SZVG und
ausreichend Ackerfläche im Anbau-
betrieb für eine zumindest dreijäh-
rige Fruchtfolge sind als Zugangs-
voraussetzung zu erfüllen. Ergeben
sich erhöhte Rübenfrachten aus der-
artigen „Nutzungen ohne Fläche“,
belastet Südzucker die beteiligten
Landwirte entsprechend.


Umfang der Lieferrechte


Nutzungsüberlassungen von Zu-
ckerrüben-Lieferrechten in Verbin-
dung mit Ackerland-Verpachtungen
stehen allen Lieferrechtsinhabern,
auch den nicht mehr selbst land-
wirtschaftlich Tätigen, offen. Als
Obergrenze der Überlassung gilt
eine Lieferrechtsmenge von 70 t/ha
verpachteter Fläche, wobei hier nur
das eigene Ackerland des Liefer-
rechtsinhabers, nicht jedoch von
ihm unterverpachtete Flächen zäh-
len. Im anbauenden landwirtschaft-
lichen Betrieb ist wiederum die Ein-
haltung einer zumindest dreijähri-
gen Fruchtfolge erforderlich.


Wegen der Verbindung zur Fläche
steht Nutzungsüberlassungen über
Verbands- oder Werksgrenzen


nichts im Wege. Auch hinsichtlich
der Rübenfrachten ergeben sich kei-
ne Veränderungen gegenüber dem
Ausgangszustand.


Bilanz


Der SZVG ist es gelungen, bäuerli-
ches Kapital in beachtlichem Um-
fang zum Erwerb einer unternehme-
rischen Beteiligung an Südzucker
zu mobilisieren. Mit einer langfristi-
gen Strategie haben die Rübenan-
bauer, ihre Verbände und die SZVG
seit 1950 eine einflussreiche Posi-
tion aufgebaut und eine verbesserte
Teilhabe der Rübenanbauer an der
Wertschöpfung der Zuckererzeu-
gung ermöglicht (s. Abbildung un-
ten).


Märkte für


Zucker und Ethanol
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Entwicklung der bäuerlichen Beteiligung an der Südzucker AG (in %)
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  Zuckerrüben-Lieferrecht 


Als kostenlose Zugabe zu den Zeichnungen, die die Beteiligung der Rübenbauer über 
die SZVG an der Südzucker AG verbriefen, wurden Zuckerrübenlieferrechte 
ausgegeben. Folgende Typen existieren:  


 


Für die Übertragung der Zeichnungen und Lieferrechte unter Landwirten sowie die 
Nutzungsüberlassung der Lieferrechte ist die Zustimmung der SZVG erforderlich.  


Hierzu ist jeweils ein Antrag von beiden Beteiligten auf einem Formblatt der SZVG zu 
stellen und ggf. zusätzliche Informationen beizufügen. Bei ihren Entscheidungen 
orientiert sich die SZVG an den Richtlinien, die der Vorstand - bestehend aus den 
Vorsitzenden der Anbauerverbände - aufgestellt hat, um den Bestand und die 
Fortentwicklung der bauerlichen Beteiligung an der Südzucker AG zu sichern.  


Lesen Sie dazu bitte  unter den folgenden Links die Richtlinien  


- zur Übertragung von Zeichnungen und Lieferrechten  


| Bayern | Baden-Württemberg | Hessen-Pfalz | Hessen-Nassau | Franken | 
| Kassel-Soest | Wetterau |  Sachsen-Thüringen |  


Liefer- 
recht


Menge 
in dt


Zeichnung


Kurswert der 
Zeichnung in Euro 


nach der 
Kapitalerhöhung 


2005 


Ausgabe- 
jahr


Verbands- 
gebiet


A 150
Südzucker-


Anteil A 
366,73 1956 


Bayern, Baden-
Württemberg, 
Hessen-Pfalz, 


Hessen-Nassau 


O 13,3
Franken-
Darlehen 


1977 
10,23 1959 


Bayern, Baden-
Württemberg, 
Hessen-Pfalz, 


Hessen-Nassau 


B 7,5
Südzucker-


Anteil B 
68,70 1982 


Bayern, Baden-
Württemberg, 
Hessen-Pfalz, 


Hessen-Nassau 


F 10
Franken-
Darlehen 


1982 
10,23 1951 Franken, Kassel 


W 30
Südzucker-


Anteil W 
60,25 1982 Wetterau 


S 10
Südzucker-
Darlehen S 


15,34 1993 
Kassel - Gebiet 


Soest 


Z 1
Südzucker-


Anteil Z 
5,19 1997 


Sachsen-
Thüringen 


Q 1
Südzucker-
Darlehen Q 


10,00 1999 


Bayern, Baden-
Württemberg, 
Hessen-Pfalz, 


Hessen-Nassau 







- zur Nutzungsüberlassung von Lieferrechten  


| Bayern | Baden-Württemberg | Hessen-Pfalz | Hessen-Nassau | Franken | 
| Kassel-Soest | Wetterau |  Sachsen-Thüringen |  


- zur Nutzungsüberlassung von Lieferrechten ohne Fläche  


- zur Übertragung von Südzucker-Darlehen E und Lieferrecht E (Ethanol)  
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Veräußerung von an Aktienbesitz gebundenen Zuckerrübenlieferrechten, keine Aufspaltung 
des Buchwerts des Grund und Bodens in entsprechender Anwendung der BFH-
Rechtsprechung zur Milchreferenzmenge: 1. Vom Pauschalwert des Grund und Bodens eines 
Rübenanbaubetriebes (§ 55 Abs. 1 EStG) ist kein anteiliger Buchwert abzuspalten und als 
Betriebsausgabe bei der Veräußerung der an Aktien gebundenen Zuckerrübenlieferrechte zu 
berücksichtigen, wenn sich die Lieferrechte bereits vor dem 1.7.1970 zu selbstständigen 
immateriellen Wirtschaftsgütern verfestigt hatten. - 2. Zuckerrübenlieferrechte der 
Landwirtschaft und Forstwirtschaft stellen selbstständige immaterielle Wirtschaftsgüter dar, 
unabhängig davon, ob es sich um an den Grund und Boden oder aber um an Aktienanteile 
geknüpfte Lieferrechte handelt. - Urt.; FG Baden-Württemberg 13.10.2005, 6 K 123/03; SIS 06 09 
31    
 
Fundstelle 1 von 1: 
 
FG Baden-Württemberg 13.10.2005, 6 K 123/03 
Veräußerung von an Aktienbesitz gebundenen Zuckerrübenlieferrechten,  
Keine Aufspaltung des Buchwerts des Grund und Bodens in  
entsprechender Anwendung der BFH-Rechtsprechung zur Milchreferenzmenge 
§§:[EStG 1990] § 55 Abs. 1 
   [VO (EWG) Nr. 1009/67] 
SIS 06 09 31 
 
Vorinstanz / Folgeinstanz: 
nach: BFH, 31.1.2007, SIS 07 15 50, Buchwertabspaltung, Grund und Boden, Zuckerrübenlieferrecht 
 
Zitiert in ... / geändert durch ...  
BFH 31.1.2007, SIS 07 15 50, Zuckerrübenlieferrecht, Abspaltung eines Teilbetrags vom Buchwert, ... 
Niedersächsisches FG 15.6.2007, SIS 08 34 66, Ermittlung des Wertes für die Entnahme eines ... 
 
 
Das Verfahren befindet sich im zweiten Rechtsgang. 
 
Gegenstand des Finanzrechtsstreits ist die Frage, ob ein Teil des Buchwerts des Grund und Bodens 
abzuspalten und als Betriebsausgabe im Zusammenhang mit der Veräußerung von 
Zuckerrübenlieferrechten zu berücksichtigen ist. 
 
Der Kläger betreibt den landwirtschaftlichen Betrieb “***”. 
 
Die Gewinnermittlung erfolgt nach § 4 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes - EStG -. Das 
Wirtschaftsjahr ist der Zeitraum vom 1. Juli bis zum 30. Juni (§ 4a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 EStG). 
 
Der Kläger hielt als wirtschaftlicher Eigentümer (§ 39 Abs. 2 Nr. 1 der Abgabenordnung - AO -) 
Aktienanteile der Typen A und B der X-AG, die die Y-eG als Treuhänderin verwaltete. Die Y ist eine 
Beteiligungsgesellschaft, deren Mitglieder acht regionale Rübenanbauerverbände, ein überregionaler 
Dachverband der Rübenanbauer sowie vier Genossenschaftszentralen sind. Sie hält heute 56 v.H. 
der Anteile der X-AG. Sie nimmt die Stimmrechte in der Hauptversammlung wahr. Die Dividenden 
fließen jedoch dem jeweiligen Rübenanbauer zu. 
 
Zudem war der Kläger Anspruchsberechtigter gegenüber der Y aus einem sog. A-Darlehen 
(Schuldanerkenntnisse I/1977). 
 
Schließlich standen ihm Zuckerrübenlieferrechte der Typen A, B und O gegenüber der X-AG zu, die 
aufgrund privatrechtlicher Vereinbarungen zwischen der Y und der X-AG entstanden waren und von 
der Y an die Rübenanbauer weiter gegeben wurden. Die Lieferrechte waren nach den Richtlinien der 
Y mit den Aktienanteilen (Typen A und B) und A-Darlehen (Typ O) untrennbar verbunden und konnten 
nur zusammen mit diesen übertragen werden, wenn die Y der Übertragung zugestimmt hatte (vgl. 
Richtlinien zur Übertragung von Zeichnungen und Lieferrechten im Gebiet der Y, Stand Oktober 2002; 
Finanzgerichtsakte Bl. 276 f.; diese Verbindung von Aktienanteil und Lieferrecht galt unstreitig bereits 
ab der Ausgabe der Aktienanteile Typ A mit den dazugehörigen Lieferrechten). Eine Bindung der 
Lieferrechte, Aktienanteile und A-darlehen an einen bestimmten Grund und Boden bzw. 
landwirtschaftlichen Betrieb bestand dagegen nicht. D.h. der Grund und Boden musste bei einer 
Übertragung von Zeichnungen und Lieferrechten auf einen Erwerber nicht mit übertragen werden. Es 







war lediglich erforderlich, dass die gelieferten Zuckerrüben aus einem in Baden-Württemberg 
belegenen und selbst bewirtschafteten Betrieb stammten. 
 
Die Aktienanteile Typ A wurden im Rahmen einer Kapitalerhöhung der X-AG im Jahre 1955 
ausgegeben. Sämtliche Aktien hieraus erwarb die Y für die Gemeinschaft der süddeutschen 
Zuckerrübenanbauer. Dabei wurde erstmals in Süddeutschland eine Beteiligung an der 
Zuckerindustrie direkt mit dem Zuckerrübenanbau durch die Ausgabe von 1,8 Mio. t privatrechtlicher 
Zuckerrübenlieferrechte über die Y verbunden. An der Finanzierung des Aktienpakets beteiligten sich 
rd. 45.000 Rübenanbauer. Sie erhielten von der Y entsprechend ihrer Anbaufläche Aktienanteile im 
Nennwert von 50,- DM zum Kaufpreis von 75,- DM je Stück mit einem Zuckerrübenlieferrecht von 15,0 
t je Anteil. Basis für die Zuteilung war die Zuckerrübenanbaufläche in den Jahren 1954 und 1955. Je 
0,5 ha Anbaufläche wurde ein Aktienanteil vergeben. Noch vor dem Jahr 1970 waren alle 
Aktienanteile vollständig platziert. 
 
In den Folgejahren (u.a. A-Darlehen I/1977 verbunden mit Lieferrechten Typ O = 1,3 t Lieferrecht je 
Anteil, Ausgabe 1959; Aktienanteile Typ B verbunden mit Lieferrechten Typ B = 0,75 t Lieferrecht je 
Anteil, Ausgabe 1982) stellten die Rübenanbauer der X-AG weiteres Kapital zu Verfügung. 
 
Der Kläger erlöste im Oktober und November 1991 aus dem “Verkauf von aktiven *** lieferrechten” an 
verschiedene Erwerber insgesamt 238.742,- DM. Der Preis betrug 50,- DM bzw. 55,- DM pro 
Doppelzentner Lieferrecht (vgl. Rechtsbehelfsakte des Finanzamts Bl. 6-12). Gleichzeitig übertrug er 
an die Erwerber die von ihm gehaltenen Aktienanteile an der X-AG sowie seine Ansprüche aus dem 
A-Darlehen (vgl. Finanzgerichtsakte Bl. 108-114). Zuckerrübenanbaufähige Grundstücke veräußerte 
er jedoch nicht. 
 
Der Buchwert des Grund und Bodens betrug zu den Stichtagen 30.6.1991 und 30.6.1992 jeweils 
5.117.241,- DM. Für die Zuckerrübenlieferrechte war für die beiden Stichtage kein Buchwert in der 
Bilanz ausgewiesen. Der Buchwert der *** Aktienanteile betrug 18.365,18 DM (zum Stichtag 
30.6.1991). Infolge der Veräußerung sämtlicher Aktien im Oktober und November 1991 war zum 
30.6.1992 kein Buchwert mehr ausgewiesen. 
 
Der Kläger bildete zunächst eine Rücklage nach § 6b EStG a.F. in Höhe von 50 v.H. des 
entstandenen Gewinns (= 119.371,- DM). Im Wirtschaftsjahr 1991/92 übertrug er einen Teil der 
gebildeten Rücklage (29.700,- DM) auf das Wirtschaftsgut “***” im ***. Der Rest (89.671,- DM) wurde 
im Wirtschaftsjahr 1994/95 auf das Wirtschaftsgut “***” übertragen. 
 
Bei einer Außenprüfung erkannte der Prüfer die Rücklage nicht an, weil Lieferrechte nicht nach § 6b 
EStG begünstigt seien. Der Beklagte (das Finanzamt - FA -) änderte gemäß § 164 Abs. 2 AO die 
Einkommensteuerbescheide 1991 bis 1994 entsprechend. Der Einspruch, mit dem der Kläger geltend 
machte, es seien Anteile an der X-AG veräußert worden, blieb erfolglos. Das FA war der Ansicht, die 
Kaufpreise hätten sich nur auf die Lieferrechte bezogen. Eine Rücklage könne daher nicht gebildet 
werden. 
 
Mit Urteil vom 26.7.2001 Az. 6 K 368/97 wies der erkennende Senat die Klage als unbegründet ab. 
Der Kläger habe eine Rücklage nach § 6b EStG a.F. nicht bilden können. Die Revision wurde nicht 
zugelassen. 
 
Aufgrund der hiergegen eingelegten Nichtzulassungsbeschwerde hob der Bundesfinanzhof - BFH - 
mit Beschluss vom 30.12.2002 IV B 167/01, BFH/NV 2003, 751 = SIS 03 23 92 das Urteil auf und 
verwies die Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das Finanzgericht - FG - 
zurück. Der BFH merkte u.a. an, die Ausführungen des Klägers betrafen “die Höhe der vom FA 
angesetzten Gewinne, und zwar unabhängig davon, ob die veräußerten Zuckerrübenlieferrechte nur 
durch die Aktien (vgl. § 6b EStG a.F.) an der X-AG verkörpert wurden oder ob wegen der denkbaren 
Abspaltung vom angesetzten Pauschalwert für den Grund und Boden den Aktien auch noch ein 
Buchwert zuzuordnen ist”. 
 
Im zweiten Rechtsgang ändert der Kläger seine Klagebegründung und trägt unter Bezugnahme auf 
das Urteil des BFH vom 24.6.1999 IV R 33/98, BStBl II 2003, 58 = SIS 99 18 36 vor, die 
Rechtsprechung des BFH zum Buchwert der Milchreferenzmenge sei auf das Zuckerrübenlieferrecht 
zu übertragen. Danach sei auch dem Zuckerrübenlieferrecht, das sich sowohl aus wirtschaftlicher als 
auch rechtlicher Sicht erst im Jahr 1980 zu einem immateriellen Wirtschaftsgut verfestigt habe, ein 
Anteil des gemäß § 55 Abs. 1 EStG gebildeten Buchwerts des Grund und Bodens zuzuordnen. Dies 







habe unabhängig von der rechtlichen Ausgestaltung der Bindung der Zuckerrübenlieferrechte zu 
erfolgen. Der aufgrund des Vergleichs des Deckungsbeitrags eines Betriebs mit Zuckerrübenanbau 
mit dem Deckungsbeitrag eines Betriebs ohne Zuckerrübenanbau ermittelte Differenzbetrag stelle den 
Jahreswert des Lieferrechts dar, der kapitalisiert den Verkehrswert ergebe. Danach ergebe sich ein 
Deckungsbeitragsverlust von 25.500,- DM/Jahr, wenn sein, des Klägers, Betrieb ohne den 
Zuckerrübenanbau betrieben werde. Da die Zuckerrübenlieferrechte nach der genannten 
Rechtsprechung des BFH ein Recht von unbestimmter Dauer darstellten, sei der Betrag von 25.500,- 
DM mit dem Faktor neun zu multiplizieren = 230.000,- DM. Verglichen mit dem Verkehrswert des 
Betriebs von 6,4 Mio. DM (8 DM/qm) sei das 3,6 v.H. Damit entspreche ein Betrag von 184.212,- DM 
dem Anteil, der vom Buchwert des Grund und Bodens (5.117.241,- DM) auf das 
Zuckerrübenlieferrecht entfalle. 
 
Mit Beschluss vom 25.10.2004 (vgl. FG-Akte Bl 149 f) ordnete das Gericht an, durch Einholung eines 
Sachverständigengutachtens Beweis darüber zu erheben, 
 
“wann sich die Zuckerrübenlieferrechte des Klägers zu selbständigen Wirtschaftsgütern verfestigt 
haben und welcher Verkehrswert diesen Wirtschaftsgütern zum Zeitpunkt ihrer Verfestigung am Markt 
zukam; dabei ist insbesondere darzustellen, inwieweit sich im Bereich des durch die X-AG 
abgedeckten Gebiets ein nennenswerter Markt für Zuckerrübenlieferrechte gebildet hatte und ob es 
eine relevante Anzahl von Verkaufsfällen gegeben hat;  
 
und 
 
für den Fall, dass sich die Verfestigung der Zuckerrübenlieferrechte zu selbständigen 
Wirtschaftsgütern erst für einen Zeitpunkt nach dem 30.6.1970 feststellen lässt: 
 
ob, und wenn ja, in welchem Umfang sich der Wert des Grund und Bodens von rübenfähigen Flächen 
infolge der Verfestigung der Zuckerrübenlieferrechte zu selbständigen Wirtschaftsgütern vermindert 
hat.” 
 
Der Sachverständige erstattete das Gutachten am 12.5.2005 (vgl. FG-Akte Bl 161-175). Er kam 
zusammenfassend zu dem Ergebnis, dass seit dem Jahre 1956 ein Markt für Zuckerrübenlieferrechte 
im Bereich der X-AG existiert habe. Die Lieferrechtsinhaber hätten ihre Zeichnungen (Aktienanteile) 
entweder der Y zum Kurswert zurückgeben oder direkt einem Interessenten des gleichen 
Verbandsgebiets anbieten können. Die untrennbar mit den Zeichnungen (Aktienanteile) verbundenen 
Lieferrechte hätten sich demnach seit 1956 zu einem selbständigen Wirtschaftsgut verfestigt. Es hätte 
nachgewiesen werden können, dass in der Zeit von 1956 bis 1969 mehr als 20.000 Übertragungen 
bzw. Kaufverträge abgeschlossen worden seien. 
 
Im Übrigen wird auf den Inhalt des Gutachtens verwiesen. 
 
Die Klägerseite wendet gegen das Gutachten ein, aus ihm ergebe sich nicht, ob zusammen mit den 
festgestellten Aktienverkäufen auch Zuckerrübenlieferrechte veräußert worden seien, und wenn ja, ob 
hierfür ein Kaufpreis bezahlt worden sei. Dagegen spreche, dass Ende der 60iger Jahre/Anfang der 
70iger Jahre der Weltmarktpreis für Zucker über dem Garantiepreis der EWG gelegen habe. 
 
Bei den im Rahmen des Baues der Zuckerfabrik *** im Jahr 1952 ausgegebenen Lieferrechten 
handele es sich nicht um Wirtschaftsgüter, da für deren Erwerb nichts aufgewendet werden musste. 
Bei der Ausgabe der X-Aktien sei lediglich das Wirtschaftsgut “Aktienanteile” bewertet worden. Die auf 
den einzelnen Landwirt entfallenden Zuckerrübenlieferrechte seien nicht bewertet, bezahlt und 
gehandelt worden. Aus den in den Anlagen 1 bis 3 zum Sachverständigengutachten beigefügten 
Bestätigungen sei ausdrücklich vermerkt, dass es sich bei dem gezahlten Preis um den Kurswert der 
Aktienanteile handele, der Erwerber dem Veräußerer also seinen Aktienanteil ersetzt habe und darin 
kein Kaufpreis für Zuckerrübenlieferrechte enthalten sei. Soweit der Gutachter davon ausgehe, dass 
für die Lieferrechte getrennte Zahlungen erfolgt seien, bleibe er den Nachweis schuldig. 
 
Ein Markt für Zuckerrübenlieferrechte habe sich bis Anfang der 80iger Jahre im Bereich der X nicht 
gebildet. Dies ergebe sich aus der Durchsicht der Jahrgänge 1965 bis 1985 des “***” im Bereich 
Kleinanzeigen “Verkäufe/Käufe”: In den Jahren 1965 bis 1968 sowie 1971, 1973 und 1974 seien 
weder Kaufgesuche noch Verkaufsangebote zu finden, gewesen. 
 







Aus der weiteren Untersuchung von 13.727 landwirtschaftlichen buchführungspflichtigen Betrieben 
habe sich des Weiteren ergeben, dass aktivierungspflichtige Käufe erst mit Ablauf der 70iger 
Jahre/Beginn der 80iger Jahre stattgefunden hätten. 
 
Zwar hätten nach Auskunft der Y in den Jahren 1956 bis 1969 20.000 Transaktionen unter Landwirten 
stattgefunden. Es sei jedoch davon auszugehen, dass maximal 1/3 hiervon unter fremden Dritten 
stattgefunden hätten. Übertragungen im Zusammenhang mit Hofübergaben innerhalb der familiären 
Generationennachfolge dürften jedoch für die Frage, ob ein immaterielles Wirtschaftsgut entstanden 
sei, nicht herangezogen werden. 
 
Der Kläger beantragt, den Gewinn des Wirtschaftsjahres 1991/1992 um 184.212 DM niedriger 
anzusetzen, 
 
hilfsweise für den Fall des Unterliegens die Revision zuzulassen 
 
sowie die Hinzuziehung eines Bevollmächtigten für das Vorverfahren für notwendig zu erklären. 
 
Das beklagte Finanzamt beantragt, die Klage abzuweisen. 
 
Zur Begründung führt es aus, das Zuckerrübenlieferrecht sei als immaterielles Wirtschaftsgut mit der 
Einführung der Quotenregelung durch die Zuckermarktordnung (Verordnung 1009/67-EWG des Rates 
vom 18.12.1967, in Kraft getreten am 1.7.1968) und damit bereits vor dem 1.7.1970 entstanden. Ab 
diesem Zeitpunkt habe die agrarpolitische Zielsetzung bestanden, das Zuckerangebot zu begrenzen 
und eine Abnahme- und Preisgarantie einzuführen. Für das Entstehen eines Lieferrechts komme es 
nicht darauf an, ob sich bereits ein Markt gebildet habe. So habe der BFH als Zeitpunkt für das 
Entstehen der Milchquoten ebenso den Tag des In-Kraft-Tretens der Milch-Garantiemengen-
Verordnung angesehen (BFH-Urteil vom 25.11.1999 IV R 64/98, BFH/NV 2000, 1999 = SIS 00 01 39). 
Damit habe sich das Zuckerrübenlieferrecht schon vor dem 1.7.1970 in der Weise verfestigt, dass es 
nicht in den Pauschalwert für den Grund und Boden eingeflossen sei. 
 
Entscheidend sei im Übrigen, dass durch die Einführung der Rübenquoten kein nachhaltiger 
Wertverlust am Grund und Boden eingetreten sei. Denn rübenanbaufähige Ackerflächen wiesen die 
Besonderheit auf, dass es sich hierbei um qualitativ hoch stehende Böden handele, die auch 
anderweitig als durch den Anbau von Zuckerrüben genutzt werden könnten. 
 
Schließlich sei im Streitfall zu beachten, dass die Lieferrechte nicht an den Grund und Boden 
gebunden seien und dieser vom Kläger auch nicht veräußert worden sei. 
 
Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die gewechselten Schriftsätze, die sich in den 
finanzgerichtlichen Akten befinden, auf die vorgelegten Steuerakten sowie auf die Niederschrift über 
die mündliche Verhandlung vom 13.10.2005 Bezug genommen. 
 
Die zulässige Klage ist nicht begründet. 
 
Vom Pauschalwert des Grund und Bodens (§ 55 Abs. 1 EStG) ist kein anteiliger Buchwert 
abzuspalten und als Betriebsausgabe bei der Veräußerung der Zuckerrübenlieferrechte zu 
berücksichtigen. 
 
1) Zwar hat der BFH in seinem Urteil vom 24.6.1999 IV R 33/98, BStBl II 2003, 58 = SIS 99 18 36 
entschieden, dass bei der Veräußerung eines landwirtschaftlichen Betriebs einschließlich eines 
Zuckerrübenlieferrechts von dem auf das Zuckerrübenlieferrecht entfallenden Kaufpreisanteil ein 
anteiliger Buchwert abzusetzen sein kann. Unter Bezugnahme auf seihe Urteile vom 5.3.1998 IV R 
23/96, BStBl II 2003, 56 = SIS 98 13 26 und IV R 8/95, BStBl II 2003, 54 = SIS 98 15 22 zum Einfluss 
der - erst im Jahr 1984 geschaffenen - Milchreferenzmenge auf den Wert des Grund und Bodens 
führte er u.a. aus, hinsichtlich des Rübenlieferrechts könne eine verdeckte Regelungslücke nur bejaht 
werden, wenn sich der Wert der Anbauflächen für Zuckerrüben nach Einführung der Pauschalwerte 
für den Grund und Boden (nach § 55 Abs. 1 EStG) infolge der Quotenregelung nachhaltig vermindert 
habe. Zwar seien die Zuckerrübenlieferrechte bereits mit Einführung der Quotenregelung durch die 
Verordnung Nr. 1009/67/EWG des Rates vom 18.12.1967 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Zucker (Zuckermarktordnung - ZMO -; Amtsblatt - ABl - Nr. B 308 vom 18.12.1967, 1), die am 
1.7.1968 in Kraft getreten sei, entstanden, doch sei streitig, ob sich die Zuckerrübenlieferrechte bereits 
am 1.7.1970 zu einem selbständigen immateriellen Wirtschaftsgut verfestigt hätten. Hierfür sei es 







erforderlich, dass sich für solche Rechte bereits ein Markt gebildet hätte. Sofern das der Fall sei, 
komme der Abzug eines anteiligen Buchwerts bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns nicht in 
Betracht. Das habe das FG durch Einholung eines Sachverständigengutachtens festzustellen (vgl. 
auch BFH-Urteile vom 15.4.2004 IV R 51/02, BFH/NV 2004, 1393 = SIS 04 35 87; vom 11.9.2003 IV 
R 53/02, BFH/NV 2004, 258 = SIS 03 53 53; vom 11.9.2003 IV R 25/02, BFH/NV 2004, 617 = SIS 04 
17 53). 
 
2) Diese Rechtsprechung des BFH bezog sich nur auf die an den Grund und Boden oder den land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieb gebundenen Zuckerrübenlieferrechte, nicht jedoch auf an 
Aktienbesitz gebundene Lieferrechte. Im Beschluss des BFH im ersten Rechtsgang (BFH/NV 2003, 
751 = SIS 03 23 92) hielt es der BFH lediglich für denkbar, dass ein Buchwert vom Pauschalwert des 
Grund und Bodens auch bei derartigen Lieferrechten abzuspalten sei. Im Urteil in BFH/NV 2004, 617 
= SIS 04 17 53 (unter 2. der Gründe) merkte der BFH zu an Aktien gebundenen 
Zuckerrübenlieferrechten an, dass in Norddeutschland solche Lieferrechte vielfach seit dem 19. 
Jahrhundert bestanden hätten. Es sei daher wenig wahrscheinlich, dass sich die an Aktien 
gebundenen Lieferrechte vom Pauschalwert für den Grund und Boden abgespalten haben können. 
 
3) Im Streitfall kann dahingestellt bleiben, ob die BFH-Rechtsprechung überhaupt auf die an 
Aktienanteile gebundenen Lieferrechte übertragbar ist (eine Buchwertabspaltung in diesen Fällen 
verneinend von Schönberg, DStZ 2001, 145, 152; Felsmann/Giere, Einkommensbesteuerung der 
Land- und Forstwirte, 3. Auflage, 1983, Loseblatt, B 576 o; Hiller, Die Steuerwarte 2000, 191, 193). 
Offen bleiben kann auch, ob sie in Fällen eingreift, in denen der land- und forstwirtschaftliche Betrieb 
weder veräußert noch aufgegeben noch rübenanbaufähige Flächen mitveräußert wurden. Denn nach 
den überzeugenden Ausführungen des Sachverständigen, denen sich das Gericht anschließt, hatten 
sich die Zuckerrübenlieferrechte im Bereich der X-AG bereits seit 1956 und damit vor dem 1.7.1970 zu 
immateriellen Wirtschaftsgütern verfestigt, mit der Folge, dass eine Buchwertabspaltung vom Grund 
und Boden bereits aus diesem Grunde ausscheidet. Da die Erwerber der Lieferrechte zu diesem 
Stichtag also einen vom Grund und Boden unabhängigen Kaufpreis zu bezahlen hatten, hätte ein 
Erwerber für den spezifischen Wert rübenfähigen Bodens nicht noch einmal einen erhöhten Preis 
bezahlt (vgl. von Schönberg a.a.O.). 
 
a) Wie die an den Grund und Boden gebundenen Zuckerrübenlieferrechte (vgl. hierzu BFH-Urteile in 
BFH/NV 2004, 1393 = SIS 04 35 87 und BStBl II 2003, 58 = SIS 99 18 36) stellen auch die an 
Aktienanteile gebundenen Lieferrechte immaterielle Wirtschaftsgüter dar. Von einem selbständigen 
Wirtschaftsgut ist auszugehen, wenn ein vermögenswerter Vorteil vorliegt, der einen wesentlichen und 
über die Dauer des einzelnen Steuerabschnitts hinausreichenden Wert für das Unternehmen hat, 
gesondert bewertbar ist und dessen Erlangung der Steuerpflichtige sich etwas kosten lässt (vgl. z.B. 
BFH-Beschluss vom 13.5.1987 I B 179/86, BStBl II 1987, 777 = SIS 87 16 13; zu den einzelnen 
Voraussetzungen vgl. auch Kirchhof/Crezelius, EStG, Kompaktkommentar, 5. Auflage, 2005, § 5 Rn. 
63, 69). Zu den Wesensmerkmalen eines Wirtschaftsguts gehört weiterhin dessen Übertragbarkeit, 
wobei allerdings ausreicht, dass es zusammen mit anderen Wirtschaftsgütern übertragen werden 
kann; eine Einzelveräußerbarkeit ist nicht erforderlich (BFH-Urteil vom 22.7.1988 III R 175/85, BStBl II 
1988, 995 = SIS 88 22 10). Diese Voraussetzungen sind bei den Zuckerrübenlieferrechten der Land- 
und Forstwirtschaft erfüllt, und zwar unabhängig davon, ob es sich um an Aktien geknüpfte 
Lieferrechte oder um an den Grund und Boden geknüpfte Lieferrechte handelt (Felsmann/Giere, 
a.a.O., B 576 g). Insbesondere musste beim Erwerb der Lieferrechte im Bereich der X-AG ein 
(Gesamt-)Kaufpreis bezahlt werden. Sie versprachen aufgrund ihrer fehlenden zeitlichen Begrenzung 
einen über den einzelnen Steuerabschnitt hinausgehenden Nutzen. Eine Übertragung war zusammen 
mit den Aktienanteilen möglich. 
 
b) Die Verfestigung zu immateriellen Wirtschaftsgütern am Markt fand seit dem Jahr 1956 statt. In 
diesem Jahr wurden die an Aktienanteile der X-AG gebundenen Lieferrechte Typ A ausgegeben. 
Zeitgleich hatte sich für sie auch ein Markt gebildet. Die Y hatte das Aktienpaket A mit Lieferrechten 
von insgesamt 1,8 Mio. t treuhänderisch übernommen, um dann nach und nach die Aktienanteile mit 
den Lieferrechten an die Rübenanbauer zu verkaufen. Noch vor dem Jahr 1970 waren sämtliche 
Aktienanteile mit den entsprechenden Lieferrechten von rd. 45.000 Rübenanbauern gezeichnet 
worden. 
 
Nach den weiteren Ausführungen des Sachverständigen gab es aber nicht nur im Zusammenhang mit 
dem Erwerb des Aktienpakets in den Jahren 1956 ff. Übertragungen von Aktienanteilen und 
Lieferrechten, sondern auch in der Zeit zwischen 1965 und 1969. Diese Aussage des 
Sachverständigen wird bestätigt durch ein von ihm als Anlage 4 zum Gutachten vorgelegtes 







Schreiben der Y vom 10.5.2005, nach dem es im Gebiet der X-AG zwischen 1956 und 1969 zu 
20.000 Transaktionen gekommen ist. Dies wird auch vom Kläger nicht bestritten. Er wendet gleichfalls 
unter Bezugnahme auf ein von ihm vorgelegtes Schreiben der Y vom 30.8.2005 lediglich ein, dass 
von diesen 20.000 Transaktionen nur 1/3 unter fremden Dritten stattgefunden hätten. Aber auch dies 
wäre nach der Überzeugung des Senats noch eine ausreichend große Zahl, um von einem Markt für 
Zuckerrübenlieferrechte ausgehen zu können, zumal auch noch die Transaktionen im Zusammenhang 
mit der Übertragung der Lieferrechte durch die Y an die 45.000 Ersterwerber der Aktienanteile und 
Lieferrechte hinzuzurechnen wären. 
 
Auch der weitere Einwand des Klägers, es sei nicht nachgewiesen, dass von den Erwerbern ein 
Kaufpreis für die Lieferrechte bezahlt worden sei, greift nicht durch. Der Sachverständige hat in den 
Anlagen 1 bis 3 zu seinem Gutachten Beispiele dargelegt, die das Gegenteil belegen. Die in den 
Beispielen ausgewiesenen Kaufpreise bezogen sich - als Gesamtkaufpreise - auf die zu 
übertragenden Aktienanteile, und auf die mit ihnen untrennbar verbundenen Lieferrechte. Demgemäß 
trägt der Kläger auch nur vor, es sei nur für die Aktienanteile ein Kaufpreis bezahlt worden, nicht 
jedoch für die Lieferrechte. Dabei übersieht er nach Auffassung des Senats jedoch, dass Aktienanteil 
und Lieferrecht nach den Richtlinien der Y beim Erwerb untrennbar miteinander verbunden waren und 
daher ein bezahlter Kaufpreis beide Wirtschaftsgüter betraf. Wie der Sachverständige in seinem 
Gutachten weiter nachvollziehbar ausführt, waren die Erwerber dabei vor allem an den Lieferrechten 
und nicht an den Aktienanteilen interessiert, an denen sie noch nicht einmal bürgerlich-rechtliches 
Eigentum erwerben konnten und ihnen demzufolge auch keine Stimmrechte zustanden. 
Demgegenüber konnte die Zuckerfabrik die Quotenmenge des Rübenanbauers aufgrund der ihm 
zustehenden Lieferrechte nun nicht mehr kürzen, und zwar auch dann nicht, wenn der 
Lieferrechtsinhaber einige Jahre auf den Anbau von Zuckerrüben verzichtete. Freie Quoten, also nicht 
mit Lieferrechten abgesicherte Mengen, konnten dagegen von den Zuckerfabriken eingezogen 
werden. Des Weiteren konnte der Landwirt durch den Zukauf von Lieferrechten seinen Rübenanbau 
ausdehnen oder sogar neu aufnehmen, ohne dass dazu die Genehmigung der Zuckerfabrik 
notwendig gewesen wäre. Er hatte lediglich seine für ihn zuständige Zuckerfabrik über die 
voraussichtliche Änderung seines Rübenaufkommens zu informieren. Mit den Lieferrechten war damit 
für den Landwirt eine langfristige Erwerbsgrundlage gesichert. Dies alles führt den Senat zu dem 
Schluss, dass bei Beachtung der im Steuerrecht vorherrschenden wirtschaftlichen Betrachtungsweise 
(§ 41 AO) der Erwerber mit dem Gesamtkaufpreis vor allem ein für ihn bedeutsames Wirtschaftsgut 
“Lieferrecht” bezahlte. 
 
Angesichts der Bestätigung von Transaktionen durch die Y, die auch der Kläger selbst nicht in Zweifel 
zieht, ist auch das von ihm vorgetragene Fehlen von Kauf- bzw. Verkaufsanzeigen in den Jahrgängen 
1965 bis 1985 des “Landwirtschaftlichen Wochenblatts” nicht stichhaltig. Dies hängt nach den 
Ausführungen des Sachverständigen in der mündlichen Verhandlung damit zusammen, dass sich 
Veräußerer und Käufer in erster Linie an die Y wandten, wenn ein Verkaufs- bzw. Kaufinteresse 
bestand. Denn die Y musste ohnehin einer Übertragung von Lieferrechten zustimmen. Sie war dann in 
der Lage, Verkäufer und Käufer zusammen zu führen. 
 
Unerheblich ist schließlich die vom Kläger eingewandte fehlende Bilanzierung von 
Zuckerrübenlieferrechten bei den Erwerbern. Auch der Kläger selbst hatte solche nicht bilanziert. 
Ausgewiesen waren lediglich die Aktienanteile an der X-AG. Dies war nach Auffassung des Senats 
jedoch nicht zutreffend. Ein (erheblicher) Teilbetrag des Buchwerts der Aktienanteile hätte auf ein 
immaterielles Wirtschaftsgut Zuckerrübenlieferrecht bezogen werden müssen. 
 
Nach allem war die Klage mit der Kostenfolge des § 135 Abs. 1 der Finanzgerichtordnung - FGO - 
abzuweisen. 
 
Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des § 115 Abs. 2 FGO nicht gegeben 
waren. 
 








Zuckerrübenlieferrecht, Abspaltung eines Teilbetrags vom Buchwert, Sachaufklärungspflicht: 
1. Haben sich die Zuckerrübenlieferrechte bereits vor der Einführung der 
Bodengewinnbesteuerung zum 1.7.1970 zu einem selbständigen Wirtschaftsgut verfestigt, 
kommt bei ihrem späteren Verkauf eine Abspaltung eines Teils des gemäß § 55 Abs. 1 bis 4 
EStG ermittelten Pauschalwertes für den Grund und Boden nicht in Betracht. - 2. Der bloße 
Hinweis auf das in einem anderen FG-Verfahren erstellte Gutachten ist ohne nähere 
Begründung nicht geeignet, eine Aufklärungspflichtverletzung des FG darzulegen. - 3. Die 
Rüge, das FG habe seiner Beweiswürdigung nicht das Gesamtergebnis des Verfahrens 
zugrunde gelegt, erfordert die Darlegung, inwiefern der geltend gemachte Verfahrensmangel 
für das angefochtene Urteil auf der Grundlage der materiell-rechtlichen Rechtsauffassung des 
Gerichts ursächlich gewesen sein könnte. - Urt.; BFH 31.1.2007, IV B 140/05 (NV), BFH/NV 2007 
S. 1105; SIS 07 15 50    
 
Fundstelle 1 von 1: 
 
BFH 31.1.2007, IV B 140/05 (NV) 
Zuckerrübenlieferrecht, Abspaltung eines Teilbetrags vom Buchwert, Sachaufklärungspflicht 
§§:[EStG] § 55 Abs. 1, § 55 Abs. 2, § 55 Abs. 3, § 55 Abs. 4 
   [FGO] § 76 Abs. 1 Satz 1, § 96 Abs. 1 Satz 1,  
   § 115 Abs. 2 Nr. 1, § 115 Abs. 2 Nr. 2,  
   § 115 Abs. 2 Nr. 3 
SIS 07 15 50 
BFH/NV 2007 S. 1105 
 
Vorinstanz / Folgeinstanz: 
vor: FG Baden-Württemberg, 13.10.2005, SIS 06 09 31, Buchwertabspaltung, Grund und Boden, ... 
 
 
Vorinstanz: FG Baden-Württemberg 13.10.2005 6 K 123/03 = SIS 06 09 31 
 
Die Beschwerde hat keinen Erfolg. Die von dem Kläger und Beschwerdeführer (Kläger) erhobenen 
Rügen sind zum Teil unzulässig; im Übrigen aber unbegründet. 
 
1. Die Revision ist nicht wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache nach § 115 Abs. 2 Nr. 1 
der Finanzgerichtsordnung (FGO) zuzulassen. 
 
Die insoweit von der Beschwerde sinngemäß aufgeworfene Rechtsfrage, ob beim Verkauf des an 
Aktienbesitz gebundenen Zuckerrübenlieferrechts ein Teilbetrag von dem Buchwert des Grund und 
Bodens abzuspalten ist, ist für die Entscheidung des Streitfalls nicht entscheidungserheblich und 
vermag daher die Zulassung der Revision nicht zu rechtfertigen (vgl. zur Entscheidungserheblichkeit 
Gräber/Ruban, Finanzgerichtsordnung, 6. Aufl., § 115 Rz 30, m.w.N.). 
 
Das Finanzgericht (FG) hat unter Bezugnahme auf das Senatsurteil vom 24.6.1999 IV R 33/98 (BFHE 
189, 132, BStBl II 2003, 58 = SIS 99 18 36) zutreffend ausgeführt, dass von dem Kaufpreis für die hier 
in Streit stehenden Zuckerrübenlieferrechte ein anteiliger Buchwert jedenfalls dann nicht abzusetzen 
ist, wenn sich die Zuckerrübenlieferrechte bereits vor dem 1.7.1970 zu einem selbständigen 
immateriellen Wirtschaftsgut verfestigt hatten. Denn insoweit ist dann davon auszugehen, dass der 
Gesetzgeber diesem Umstand bei Einführung der Bodengewinnbesteuerung und Bemessung des 
Pauschalwertes gemäß § 55 Abs. 1 bis 4 des Einkommensteuergesetzes (EStG) bereits Rechnung 
getragen hat. Eine Abspaltung eines Teils des Pauschalwertes für das Lieferrecht kommt in diesem 
Fall nicht in Betracht. 
 
Das FG hat zu der Frage, wann sich die Zuckerrübenlieferrechte im Bereich der X-AG zu 
selbständigen Wirtschaftsgütern verfestigt haben und ab wann sich ein nennenswerter Markt dafür 
gebildet hatte, ein Sachverständigengutachten eingeholt und den Sachverständigen zu seinem 
Gutachten im Rahmen der mündlichen Verhandlung ergänzend angehört. Ausgehend von dem 
Gutachten und den Ausführungen des Gutachters in der mündlichen Verhandlung ist das FG sodann 
zu der Überzeugung gelangt, dass sich die im Streit stehenden, aktiengebundenen 
Zuckerrübenlieferrechte der X-AG bereits lange vor dem 1.7.1970 zu immateriellen Wirtschaftsgütern 
verfestigt hatten. An diese tatsächliche Würdigung, die das FG umfangreich begründet hat, ist der 
Senat gemäß § 118 Abs. 2 FGO gebunden. Die von der Beschwerde dagegen erhobenen 
Verfahrensrügen haben keinen Erfolg (dazu unten 2.). 







 
Scheidet nach den Feststellungen des FG im konkret zu beurteilenden Fall eine Buchwertabspaltung 
bereits aus dem vorgenannten Grunde aus, kommt es für die Entscheidung des Streitfalls nicht mehr 
auf die von der Beschwerde aufgeworfene abstrakte Rechtsfrage an, ob der Verkauf eines an den 
Aktienbesitz gebundenen Zuckerrübenlieferrechts dem Grunde nach eine Buchwertabspaltung 
überhaupt rechtfertigen könnte. 
 
Aus diesen Gründen kommt auch die Zulassung der Revision zur Fortbildung des Rechts gemäß § 
115 Abs. 2 Nr. 2 Alternative 1 FGO nicht in Betracht, die der Kläger auf dieselben Erwägungen 
gestützt hat. 
 
2. Einen Zulassungsgrund i.S. des § 115 Abs. 2 Nr. 3 FGO hat der Kläger nicht ordnungsgemäß 
dargelegt. 
 
a) Wird - wie hier - gerügt, das Gericht habe seine Sachaufklärungspflicht (§ 76 Abs. 1 Satz 1 FGO) 
verletzt, ohne dabei einen Beweisantrag übergangen zu haben, so ist vorzutragen, welche Tatsachen 
hätten aufgeklärt oder welche Beweise hätten erhoben werden müssen, aus welchen Gründen sich 
die Beweiserhebung auch ohne Antrag hätte aufdrängen müssen, welche entscheidungserheblichen 
Tatsachen sich bei weiterer Sachaufklärung oder Beweisaufnahme voraussichtlich ergeben hätten 
und inwiefern sich daraus auf der Grundlage des materiell-rechtlichen Standpunkts des Gerichts eine 
andere Entscheidung hätte ergeben können (vgl. z.B. BFH-Beschluss vom 21.8.2002 VIII B 58/02, 
BFH/NV 2003, 176 = SIS 03 08 36, zu 2.; Gräber/Ruban, a.a.O., § 120 Rz 70, m.w.N.). Diese 
Voraussetzungen erfüllt die Beschwerde nicht. 
 
Soweit der Kläger rügt, das FG habe den hiesigen Gutachter - im Hinblick auf das von einem anderen 
Gutachter im Verfahren ... vor dem FG ... abgefasste Gutachten - nicht um Erläuterung und 
Ergänzung seines Gutachtens gebeten, fehlt es bereits an der Darlegung, inwieweit der von dem 
anderen Gutachter zu beurteilende Sachverhalt mit dem hier in Streit stehenden Sachverhalt identisch 
ist, welche tatsächlichen anders lautenden Feststellungen der dortige Gutachter getroffen hat und 
inwiefern sich daraus eine andere Entscheidung des hiesigen FG hätte ergeben können. Der bloße 
Hinweis auf das in einem anderen FG-Verfahren erstellte Gutachten ist ohne nähere Begründung 
nicht geeignet, eine Aufklärungspflichtverletzung des FG darzulegen. 
 
b) Soweit der Kläger rügt, das FG habe seiner Beweiswürdigung nicht das Gesamtergebnis des 
Verfahrens zugrunde gelegt (Verstoß gegen § 96 Abs. 1 Satz 1 FGO), fehlt es an der Darlegung, 
inwiefern der geltend gemachte Verfahrensfehler für das angefochtene Urteil auf der Grundlage der 
materiell-rechtlichen Rechtsauffassung des Gerichts ursächlich gewesen sein könnte. In diesem 
Zusammenhang misst der Kläger der Rechtsfrage maßgebliche Bedeutung zu, ob für die Übertragung 
der Zuckerrübenlieferrechte getrennte Entgelte gezahlt worden sind. Darauf kam es nach der 
Rechtsauffassung des FG indes nicht an. Das FG ist vielmehr unter Bezugnahme auf das Gutachten 
und die Richtlinien der Zuckerrübenverwertungsgenossenschaft davon ausgegangen, dass der 
Aktienanteil und das Lieferrecht untrennbar verbunden waren und der gezahlte Gesamtkaufpreis 
beide Wirtschaftsgüter betraf. Unter Darlegung der besonderen Bedeutung der Lieferrechte für den 
Landwirt schon vor dem 1.7.1970 ist das FG unter Beachtung der wirtschaftlichen Betrachtungsweise 
(§ 41 der Abgabenordnung - AO - ) sogar zu der Überzeugung gelangt, dass der Gesamtkaufpreis vor 
allem für das Lieferrecht aufgewandt worden ist. Diese Schlussfolgerung, die auch durch die weiteren 
Ausführungen in dem Gutachten bestätigt wird, ist jedenfalls möglich und daher einer weiteren 
Überprüfung durch den Senat entzogen. 
 
3. Die von der Beschwerde gerügte Abweichung der Vorentscheidung von dem Senatsurteil in BFHE 
189, 132, BStBl II 2003, 58 = SIS 99 18 36 liegt nicht vor. Zutreffend weist die Beschwerde zwar 
daraufhin, dass der Senat in dem dort zu beurteilenden Streitfall die Möglichkeit nicht ausgeschlossen 
hat, dass von dem auf das Zuckerrübenlieferrecht entfallenden Kaufpreis ein anteiliger Buchwert 
abzusetzen sei. Wie sich indes einer späteren Senatsentscheidung (Urteil vom 11.9.2003 IV R 25/02, 
BFH/NV 2004, 617 = SIS 04 17 53) entnehmen lässt, ist eine Buchwertabspaltung aber überhaupt nur 
dann in Betracht zu ziehen, wenn sich das Zuckerrübenlieferrecht nicht bereits vor dem 1.7.1970 als 
immaterielles Wirtschaftsgut verselbständigt hat. Eben diese Verselbständigung hat das FG im 
Streitfall bejaht und insoweit in Übereinstimmung mit der Senatsrechtsprechung eine 
Buchwertabspaltung verneint. Eine Abweichung scheidet überdies mangels vergleichbarer 
Sachverhalte aus. In der angeblichen Divergenzentscheidung in BFHE 189, 132, BStBl II 2003, 58 = 
SIS 99 18 36 war die Buchwertabspaltung für ein an die Ackerflächen des Betriebs gebundenes 







Zuckerrübenlieferrecht zu beurteilen, demgegenüber im Streitfall für ein aktiengebundenes 
Zuckerrübenlieferrecht. 
 
DokEnde BFH(NV) <31.01.2007 IV B 140/05 
 








SZVG - Postfach 11 63 - 97195 Oehsenfurt am Main 


SZVG 
Süddeutsche Zuckerrüben-
verwerCungs-Cenossenschaft eG 


. Stuttgart • Ochsenfurt . , 


Herrn Ihre Partner-Nummer: 
Verband: Franken 
Dokumentennummer;: 


Ochsenfurt, den 22. September 2008 


Gesamtbestätiqunq Ihrer Zeichnungen und Lieferrechte zum 30. Juni 2008 


Zum obigen Stichtag führten wir in unseren Unterlagen unter der obigen Partner-Nummer für Sie folgende Zeichnungen und 
Liefen-echte: 


Zeichnungen 


1. Südzucker-Anteil A 
Stück Anzahl 
Im Wert von EUR 


2. Südzucker-Anteile B 
Stück Anzahl 
Im Wert von EUR 


3. Franken-Darlehen 1977 EUR 
Franken-Darlehen 1982 EUR 


4. Südzucker-Dariehen- EUR 
Südzucker-Darlehen M EUR 
Südzucker-Dariehen 2005 EUR 


5. Absicherungs- und Rücklagemittel 
A+R-Mittel im Wert von EUR 
Gutschrift Ernte EUR 


6. Restrübengeid 
Restrübengeld im Wert von EUR 
Gutschrift Ernte EUR 


7. Südzucker-Dariehen E EUR 


Gesamtwert 


-


284 
19.510,80 


3.723,72 


7.170,00 
11.281,10 


996,56 
675,69 


1.419,12 
884,45 
147,48 


45.808,32 


Lieferrechte 


Liefen-echt "A" t 


Liefen-echt"-" t 


Liefen-echt "0" t 
Liefenrechf'F" t 
Liefen-echt"-" t 
Liefen-echt "M" t 


insgesamt 


364,0 
-


143,4 


davon aktiv davon ruhend 


Summe t 


Liefen-echt "E" t 


507,4 


88,0 


Bitte beachten Sie, dass aufgrund der Verminderung der Quotenzuckermenge ab dem Anbaujahr 2008 die oben 
aufgeführten Zuckerrü benlief errechte nur in Höhe von 92,1 % (Vertragsrüben) zum Anbau freigegeben sind und nur 
über diese Höhe der jähriiche Zuckerrüben-Liefervertrag mit Südzucker AG abgeschlossen werden kann. 


Diese Gesamtbestätigung mit dem „Gesamtwert" ist eine wichtige Unteriage für Ihre Buchhaltung und daher 
unbedingt gut aufzuheben bzw. an Ihre landwirtschaftliche Buchstelle/Steuerberatung weiterzugeben! 


Wir bitten Sie, eventuelle Einwendungen gegen die Richtigkeit und Vollständigkeit der Gesamtbestätigung inne/tialb eines 
Monats an uns zu richten. 
In obiger Lieferrechtsaufstellung sind Lieferrechtsnutzungen aus Pachtungen und ähnlichem nicht enthalten. 


Mit freundlichen Grüßen 


SÜDDEUTSCHE ZUGKERRÜBEN-
VERWERTUNGS-GENOSSENSCHAFT EG 


Ludwig Eidmann 
Vorstandsvorsitzender 


eller 
/Geschäftsführer 


Anschrift; 
Marktbreiter Stralle 74, 97199 Ochsenfun 
Telefon (093 31) 91 256. Telefax [093 31) 91 245. www.s2v/g.d6, email: info@s2vg.dB 
Bankverbindungen; 
Südwestbank AG Stuttgart (BLZ 600 907 00) Klo. 737 333 014 
Raiffeisenbank Oehsenfurt (B l^ 790 610 00) Kto. 2640 


Weitere Hinweise siehe Rückseite 


Vorstand; Ludwig Bdmann [Voreitzender], Ernst Wecfisler (steflv. Vorsitzender). 
Dr. Jochen Fenner, Georg Koch, Erhard Landes, Hen«ig lUartoff, Joachim Rukwied 


Vorsitzender des Aufsichtsrates: Dr. Hans^örg Gebhard 
Geschäftsführer. Dr. Fred Zeller 
Sitz der Genossenschaft: Stuttgart - Amtsgericht Stuttgart GnR-Nr. 435 
Zweigniederlassung: Ochsenfurt-Amtsgericht Würzburg GnR-Nr. 226 



http://www.s2v/g.d6

mailto:info@s2vg.dB






S Ü D Z U C K E R SZVG 


Klazucmr ^G MunnlMlmmdiunfurt - MimnifMiir Sir. 74 - jr iäiy Qrptr«\A 


03ra00141 BsIsg^Nr. 
Work Ochsenfurt 
Anb«iuer-Nr, 
Agentur-Nr. 
Tal. Rübenabt«IIung 09331/91-228 
TQI. Verband 09303/90660 
T9I. SZVG 09331/91253 


10. Oktober 2007 


Angebot zur frelwlllig«n Rückgabe von Vertragsrüben 


Sehr geehrter Herr 


mit Schreiben vom 20. Juli 2007 und in der Zuckerrübenzeitung haben wir Sie darüber 
Informiert, dass die EU-Kommission eine Erweiterung der Refonm dar Zuckermarktordnung 
beabsichtigt mit dem Ziel, die finanziellen Anreize des Umatrultturlerungsfohds zur fretwitllgen 
Rückgabe von Zuckerquoten zu verbessern. Der EU-AgrarmlnIstenrat hat am 26. September die 
entsprachenden Beschlüsse gefasst, so dass wir Ihnen Jetzt ein konkretes Angebot zur 
Rückgabe von Vertragsrüben unterbreiten können. 


Südzucker, der Verband Süddeutscher Zuckerrübenanbauer e.V. rnit seinen Uandesverbänden 
und dje Süddeutsche Zuckerrübenvenwertungs-Genossenschaft e<3 (SZVG) haben 
beschlossen, 13,5 % der Zuckerquote des Unternehmens gegen finanzielle Entschädigung 
dauerhaft in den EU-Umstrukturierungsfonds zurückzugeben. Diese freiwillige Röckgabe dient 
der Vermeldung einer andernfalls unumgänglichen Kürzung der Zuckerquote, die spätestens 
2010 entschädigungslos erfolgen würde. Diese Zwangskürzung würde wirtschaftlich zu einer 
erheblichen Schlechterstellung von Rübenanbauern und Südzucker Im Vergleich zu einer 
freiwilligen Rückgabe führen. 


Süddeutsches Modell zur Rückgabe von Vertragsrüben 


Zur Umsetzung der beschlossenen Rückgabe von Zuckerquoten haben wir ein Modell zur 
Rüd<gabe von Vertragsrüben vereinbart. 


Unser Ziel Ist es, möglichst viel Vertragsrüben - Insbesondere aus fabrikfernen Regionen '• 
freiwillig zurückzuerhalten, um eine Kürzung der Vertragsrüben aller Rübenanbauer zu 
vermelden bzw. möglichst gering zu halten. 


Daher kommt ein Rückgabemodell in drei Schritten zur Anwendung. In allen drei Schritten wird 
die EU-Umstrukturieoingsbeihilfe gezahlt. Für die Rübenanbauer bei Südzucker errechnet sich 
ein Betrag von ca. 45.00 Euro/t Vertragsriiben (Basis 300,00 Euro/t Quotenzucker). 







I .Schr i t t 
Wie bereits mehrfach angekündigt - letztmalig bei der Ausgabe von Lieferrecht M - , werden die 
nicht mit Lieferrechten abgedeckten Vertragsrüben eingezogen. 


2. Schritt' •• 
Alle Rübenanbauer erhalten ein Angebot zur freiwilligen Rückgabe von Vertragsrüben. 
Südzucker zahlt zusätzlich eine Frachtprämie ab einer Entfernung über 50 km zum nächst 
gelegenen Werl«. 


3. Schritt 
Werden mit den ersten beiden Schritten die angestrebten 13,5 % nicht erreicht, sind die 
Vertragsrüben der verbleibenden Rübenanbauer zu kürzen. 


Ihre Betriebsdaten lauten wie folgt: 


ungekürzte Vertragsrüben 2007/08: 
gesamt 


608,91 


davon 
eigen genutzt '̂ 


588,9 t 20,0 t 


Vertragsrüben 2008/09 Stand 01.10.2007: 
- davon nicht mit Lieferrechten abgedeckt 
- davon mit Ueferrechten abgedeckt 


608,91 
0,0 t 


608,91 


588,9 t 20,0 t 
0,0 t 0.0 t 


588,9 t 20.0 t 
' Für die Rücl^abe der genutzten LieferrechtQ brauchen Sie die Zustimmung Itires Verpächiera. 


Bei freiwilliger, vollständiger Rückgabe der VertragsrUben errechnen sich insgesamt die 
folgenden Beträge: 


Mi. , 


Ulf 


EU-Umstrukturlerungsbeihllfe 
Fraehtprämfe Südzucker 
Nächst gelegenes Werk; Rain 
Entfernung: km' ,2) 


Ihre Guthaben bei der SZVG 
zum 01.10.2007 


45,00 Euro/t 
0,00 Euro/t >̂ 


72,58 Euro/t 


Summe 


608.91 
608.91 


588,91 


27.400,50 Euro 
0,00 Euro 


42.741,30 Euro 


70.141,80 Euro 
" '̂"Entfernung und Frechtprämie beziehen sich auf Ihren Rütienanbau 2007. Für weltera friförrtiatlonen siehe 


boiliegendan dzz-Sondordruck 


Ihre Guthaben bei der SZVG (aus Zeichnungen Südzucker-Anteile A/B/W/Z, Franken-Darlehen. 
Sudzucker-Darlehen, A+R-Mittel, Restrübengeld) können Sie als Kapitalbeteiligung stehen 
lasseri. In diesem Fall erhalten Sie entsprechend den bestehenden Vereinbarungen Zinsen und 
Dividenden. 





